Hinweise zur deutschen Staatsangehdrigkeit 15.09.2015-1

Das giiltige Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913 sagt:

(von einer vom souverinen Volk gewihlten Regierung verabschiedetes Gesetz)

§1

Deutscher ist, wer die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare
Reichsangehorigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.

§3Nr. 1

Die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate wird erworben 1. durch Geburt (§ 4),

§4(1)

Durch die Geburt erwirbt das eheliche Kind eines Deutschen die Staatsangehorigkeit des

Vaters, das uneheliche Kind eines Deutschen die Staatsangehorigkeit der Mutter.

Das Grundgesetz sagt im Artikel 116 (1):
,Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche
Staatsangehorigkeit besitzt ...*.

Mit ,.Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes® ist die Person grundgesetzlicher ,,Deutscher* der Verwaltung gemeint.
Die Person ,,Verwaltungs-Deutscher*.
Mit ,,anderweitiger gesetzlicher Regelung® ist hier das RuStAG gemeint.

Das Grundgesetz ist kein Gesetz im Sinne der Hand der Freiheit, sondern ein Konstrukt zur Verwaltung eines besetzten Gebietes,
welches aus einem Gesetz (Haager Landkriegsordnung (HLKO) hervorgegangen ist. Also eine Verordnung auf Grund eines
Gesetzes.

Durch die seit 1918 andauernde Unterwerfung und Besetzung Deutschlands gibt es seit dieser Zeit nur Verordnungen (von der
Verwaltung ,,Gesetze" genannt), die eine von den Alliierten eingesetzte Verwaltung erstellt hat.

Niemals steht eine Verordnung, die eine von den Alliierten eingesetze Verwaltung erstellt hat, (auch wenn sie Gesetz genannt
wird) iiber einem staatlichen Gesetz aus der Kaiserzeit.

Das gilt leider nicht, wenn man vertraglich etwas anderes vereinbart hat (Unterschrift Perso z.B.).

Ein Nichtjurist wiirde den Artikel 116 (1) allerdings verstdndlich fiir jedermann so formuliert haben:

Die Person ,,Verwaltungs-Deutscher ist die mit der Eigenschaft der ,,deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit* nach dem
Grundgesetz,
also die grundgesetzliche ,,deutsche Verwaltungsgebietsangehorigkeit®.

Die Person ,,.Deutscher* ist die mit der Eigenschaft der ,,Staatenbundsangehorigkeit™ des Staatenbundes [Deutsches Reich]
(Kaiserreich)

(entspricht der Bundesangehorigkeit im ,,Gesetz iiber die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehorigkeit” des
Norddeutschen Bundes vom 01.06.1870),

also die Bundesangehorigkeit im Staatenbund [Deutsches Reich] (Kaiserreich).

Und zu Artikel 116 (1) gibe es zwei Urkunden:

Den Verwaltungsgebietsangehorigkeitsausweis mit der Bescheinigung:
,.-..1st deutsche(r) Verwaltungsgebietsangehorige(r) nach dem Grundgesetz (GG)*.

und den Staatenbundsangehorigkeitsausweis mit der Bescheinigung:
»---ist deutsche(r) Staatsangehorige(r)” im Bundesstaat xxx gemill § 3 Nr. 1 des Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes vom
22.07.1913.

Ein halbwegs verstindlicher Beitrag, den Unterschied der beiden Staatsangehorigkeiten darzustellen, ist dem Bayerischen
Staatsministeriums des Innern mit folgender Information gelungen (vielen Dank dafiir):

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 12. Oktober 1982 Az.: 1A3-250/3,
geindert durch Bekanntmachung vom 6. November 1995 (AIIMBI S. 867)

Fundstelle: MABI 1982, S. 629

Begriff des Deutschen

Deutscher ist, wer die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt oder als Fliichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit
oder als dessen Ehegatte oder Abkommling in dem Gebiet des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 31. Dezember 1937
Aufnahme gefunden hat (Art. 116 Abs. 1 GG) Deutscher im Sinn des RuStAG ist, wer die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt (§ 1
des Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes vom 22.07.1913 — RuStAG'*).

Doch nun zum Vorgang, wie unsere Vorfahren die Personen erworben haben.

Wenn im Folgenden von Vorfahre, Grofvater, Vater, Sohn oder Enkel die Rede ist, ist immer deren Person gemeint.



Durch das Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) von 1913 (von einer vom souverdnen Volk gewihlten Regierung
verabschiedetes Gesetz) ist es moglich, dass jeder Deutsche, der einen Vorfahren hat, der vor 1914 in einem der (25+1)
Bundesstaaten des Kaiserreichs geboren wurde, auf die Staatsangehorigkeit dieses Vorfahrens zugreifen kann, in dem er

den “Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit stellt.

Das heifit:

Wenn einer unserer Vorfahren vor 1914 in einem der damaligen Bundesstaaten des Kaiserreichs geboren
wurde, hatte er (Richtig muss es heiflen: seine Person) die Staatsangehorigkeit in diesem Bundesstaat
gemil § 3 Nr. 1 des Gesetzes erworben (im Beispiel die "Konigreich Preussen-Staatsangehdrigkeit).

Also war seine 1. erworbene Person die Person ,,Preusse* gemil § 3 Nr. 1 des des Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetzes 8
(RuStAG) vom 22.07.1913.

Seine Person ,,Preusse* war im Besitz der "Konigreich Preussen-Staatsangehorigkeit™ gemifl § 3 Nr. 1 des Reichs- und
Staatsangehorigkeitsgesetzes vom 22.07.1913.

Man kann auch sagen, seine 1. erworbene Person ,,Preusse” hatte die Eigenschaft der "Konigreich Preussen-Staatsangehorigkeit*
gemil § 3 Nr. 1 des Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes vom 22.07.1913.

Die 2. Person des Vorfahrens, die unmittelbar nach Erwerb der 1. Person ,,Preusse erworben wurde, war die Person ,,Deutscher*
nach § 1 des Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes vom 22.07.1913 mit der Eigenschaft der ,,Staatenbundsangehorigkeit™ des
Staatenbundes [Deutsches Reich] (Kaiserreich) nach dem Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz vom 22.07.1913.

Man kann auch sagen, seine 2. erworbene Person ,,Deutscher war im Besitz der ,,Staatenbundsangehorigkeit” des Staatenbundes
[Deutsches Reich] (Kaiserreich) nach dem Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913.

Oder seine 2. erworbene Person ,,Deutscher® ist die, die dem Staatenbund [Deutsches Reich] angehort und die g
Bundesangehorigkeit besitzt.

Der Sohn des Vorfahrens (Vater des Antragstellers), der nach 1914 irgendwo in Deutschland geboren wurde, erwirbt die
Staatsangehorigkeit des Vaters durch die eheliche Geburt geméal § 4 (1) des Gesetzes.

Das heif}t, auch er erwirbt praktisch auf einen Schlag, nicht nacheinander wie beim Vorfahren, die Person ,,Preusse* und die
Person ,,.Deutscher® gleichzeitig gemif § 4 (1) des Gesetzes.

Der Enkel des Vorfahrens (der Antragsteller), der dann auch irgendwo in Deutschland geboren wurde, erwirbt ebenfalls die
Staatsangehorigkeit des Vaters wiederum durch die eheliche Geburt gemidf § 4 (1) des Gesetzes.
Das heifSt, auch er erwirbt gleichzeitig die Person ,,Preusse* und die Person ,,Deutscher* gemiB § 4 (1) des Gesetzes.

Dies wird durch die Zusammenstellung der Geburts- und Heiratsurkunden bis vor 1914 und durch die Ubertragung dieser Daten in
den Antrag F und die Anlagen V durch den Antragsteller bewiesen.

Das heifit: Der Antragsteller beweist durch seine Arbeit (das Sammeln der Geburts- und Heiratsurkunden bis vor 1914), dass die
Bedingungen des Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes vom 22.07.1913 zum Erwerb der Personen ,,Preusse® und ,,Deutscher
erfiillt sind. Die Personen ,,Preusse® und ,,Deutscher* sind also schon latent vorhanden.

Der Antrag ist die Willenserkldarung des Antragstellers (der Person ,,Einwohner* mit Personalausweis) zur Bestétigung seiner
Arbeit: Er will, dass das Ergebnis seiner Arbeit, der Nachweis der Personen ,,Preusse* und ,,Deutscher bestitigt wird.

Er selbst kann keinen Verwaltungakt (die Bestétigung in Form eines Ausweises) vornehmen. Das kann nur die von den Alliierten
eingesetzte (und fiir diesen Verwaltungsakt beauftragte und berechtigte) Verwaltung und sonst niemand.

Diese von den Alliierten eingesetzte (und fiir diesen Verwaltungsakt beauftragte und berechtigte) Verwaltung bestitigt also das
Ergebnis der Arbeit des Antragstellers in Form einer Urkunde, dem ,,Staatsangehorigkeitsausweis® (gelber Schein).

Die Bestitigung auf der Urkunde ,,Staatsangehdrigkeitsausweis* (gelber Schein) lautet:
,--.1st deutsche(r) Staatsangehorige(r)™.

Vollkommen in Ordnung (mit allerdings zwei Aussagen).

Der Bundesstaat, dessen Angehorigkeit bescheinigt wird, ist auf dem Ausweis nicht benannt. Es wird grundsétzlich die
Staatsangehorigkeit in einem der 25 deutschen Bundesstaaten bescheinigt. Um welchen Bundesstaat es sich handelt, dessen
Angehorigkeit bescheinigt wird, ist nur im ,,Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit™ des
Bundesverwaltungsamtes im Punkt 4.3 (BVA) ersichtlich (und in den Anlagen V fiir die Vorfahren).

Wiirde der jeweilige Bundesstaat auf dem Ausweis genannt werden, konnte man diesen Ausweis nicht auch fiir die urkundliche
Bescheinigung der ,,deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit” verwenden, die von der Verwaltung (juristisch legal) ebenfalls
als ,,deutsche Staatsangehorigkeit™ bezeichnet wird.

So kann man juristisch legal fiir zwei vollig unterschiedliche Aussagen die gleiche Urkunde verwenden, ohne dass die Tduschung
(Betrug im Naturrecht) fiir die Unaufgeklédrten zu erkennen ist.

Der Begriff "Staat" wurde oben durch den Begriff ,,Verwaltungsgebiet® ersetzt, wegen der Proklamation Nr. 2 von General
Eisenhower am 19.09.1945, in der Verwaltungsgebiete von ,,jetzt ab“ per Befehl als Staaten bezeichnet werden.



Die beiden Personen vom Opa, erworben 1914 _zu_Hinweise zur deutschen Staatsangehdrigkeit 15092015-1

Die Person Nr. 1 (Rechtspersonlichkeit)

Reichs- und
Staatsangehdrigkeitsgesetz RuStAG
1913 (vom 22.07.1913) .

§1

Deutscher ist, wer die
Staatsangehdrigkeit in einem
Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die
unmittelbare

Reichsangehdrigkeit (§§ 3 bis 35)
besitzt.

§3

Die Staatsangehdrigkeit in einem
Bundesstaate wird erworben

1. durch Geburt (§ 4),

§4

[1] Durch die Geburt erwirbt das
eheliche Kind eines Deutschen die
Staatsangehoérigkeit des

Vaters, das uneheliche Kind eines
Deutschen die Staatsangehérigkeit
der Muitter.

z. B. "PreuBe"

durch Geburt in einem der
25 Bundesstaaten erworben

I
I
I
I
gemaB § 3 Nr. 1, RuStAG 1913 :
I
I
I
I

Staats-
angehdrigkeitsausweis

PreuBe

@ Hierzu siehL Hinweise

zur deL#schen
Staatsangghdrigkeit

@ 15.09.2015-1
I
I

Konigreich PreuBen @ 8 8 |
) . o (Max Muster)
Diese Staatsangehorigkeit (im Beispiel hier I
Kdénigreich PreuBen) muss immer dann . L o
angegeben werden, wenn in irgendeinem Diese Staatsangehorigkeit (im Beispiel hier |
Formular danach gefragt wird Kdénigreich PreuBen) wird bei Punkt 4.3 des
wie z. B. beim Rentenantragy Antrags auf Feststellung der deutschen |
' vsIegen SBG 4 Staatsangehorigkeit vom Bundesverwaltungsamt
§ 2 Versicherter Personenkreis (BVA) und bei Punkt 4.3 in (Ier/den Anlage(n) |
(1a) Deutsche im Sinne der Vorschriften tiber Vorfahren vom BVA eingetragen.
die Sozialversicherung und die Arbeitsférderung . . L I
sind Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Die korrekte Bezeichnung der Staatsangehérigkeit
findet man im Gemeindeverzeichnis 1900
Grund: tzes.
rundgesetzes Person hinter dem jeweiligen Geburtsort. I
PreuBe |
Person mit der Eigenschaft der I
Konigreich PreuBen-Staatsangehorigkeit
erworben durch § 3 Nr. 1 des |
Reichs- und Staatsangehdérigkeitsgesetzes (RuStAG) 1913 vom 22.07.1913 . |
Person "PreuBe" des GroBvaters aus der Kaiserzeit wird dank |
Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehoérigkeit** I
nach § 4 (1) des Gesetzes (Abstammung)
in die heutige Zeit Ubertragen. |
** Der Antrag enthalt die Daten aus den Geburts- und Heiratsurkunden der Vorfahren bis
vor 1914, die der Antragsteller zusammengestellt hat. |

06.11.2015

Die Person Nr. 2 (Rechtspersonlichkeit)
"Deutscher"
gemaB § 1, RuStAG 1913 erworben

Deutscher

Staatenbunds-
angehdrigkeitsausweis
[D. R.] (Kaiserreich)

(Max Muster)

Nat. Person "Deutscher" des Staatenbundes

[D. R.] deutsches Kaiserreich (seit 1871)

ist der nat. Person "Staatsburger" des jeweiligen
(Bundes)staates gemalR Art. 3 der gultigen
Verfassung vom 16. April 1871 gleichgestellt.

Person
Deutscher

Person mit der Eigenschaft
der ,,Staatsangehorigkeit” (Bundesangehorigkeit) des Staatenbundes
[Deutsches Reich] (Kaiserreich)
erworben durch § 1 des
Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetzes (RuStAG) vom 22.07.1913.
Die Angehdrigkeit des Staatenbundes [Deutsches Reich] ist die
unmittelbare Reichsangehdrigkeit gemaBl § 1 RuStAG.

Person "Deutscher" des GroBvaters aus der Kaiserzeit wird dank
Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehdérigkeit**
nach § 4 (1) des Gesetzes (Abstammung)
in die heutige Zeit Gbertragen.
Voraussetzung fur die Teilnahme an Friedensverhandlungen mit den 1914 am Krieg
beteiligten Staaten (keine Firmen).



HH

Notiz

Beispiele für Staatsangehörigkeitsausweise vor 1913 nach dem „Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit"
des Norddeutschen Bundes vom 01.06.1870
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Notiz

Mit dem
„Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit"
des Norddeutschen Bundes vom 01.06.1870
werden die preußischen Regelungen von 1842 in der Substanz übernommen.
Die Freizügigkeit gilt nunmehr innerhalb des Norddeutschen Bundes. 
Die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat begründet die Bundesangehörigkeit.
Mit Ausnahme des Wahlrechts und der Wehrpflicht sind alle – männlichen – Bundesangehörigen gleichgestellt.

01.06.1870
Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit
§ 1. Die Bundesangehörigkeit wird durch die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate erworben und erlischt mit deren Verlust.

„§ 2: Die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate wird fortan nur begründet:
1) durch Abstammung,
2) durch Legitimation,
3) durch Verheirathung,
4) für einen Norddeutschen durch Aufnahme und
5) für einen Ausländer durch Naturalisation.“





N

etz N

!@ Z o tmn“}&mbtg%

ituulﬁnngthﬂtigk’tiug-lns_mtiﬁ,

sl D Do et 5805

N e

] G
= s v—»m
L -.W

i fesduecl Mgmugu Sas a/z

s swax
Suxcf ST | die Gigenschiaft
* als Nammbusger  fesifst: .

: Moty o J?-%j:/ wod -

. Dec denator, Cfief dex Joli efjécde.
Yori =

2= oo





HH

Dateianlage

1898 Staatsangehörigkeitsausweis.jpg
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3329_staatsangehoerigkeit 1893.jpg
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Ausweis 1906.jpg
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Schreibmaschinentext
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Schreibmaschinentext

Nat. Person "Deutscher" des Staatenbundes 
[D. R.] deutsches Kaiserreich (seit 1871) 
ist der nat. Person "Staatsbürger" des jeweiligen
(Bundes)staates gemäß Art. 3 der gültigen Verfassung vom 16. April 1871 gleichgestellt.
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Die beiden Personen "Deutscher" zu_ 34Seiten_Teill 29052014

Die Person
(Rechtspersonlichkeit)
"Deutscher"
durch Antrag erworben
gemaB RuStAG 1913, § 4 (1),
Abstammung und GG 116 (1)

"...vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung,..."
Person "Deutscher" des GroBvaters aus der
Kaiserzeit wird nach gliltigem Gesetz RuStAG
1913 mittels Abstammung durch sein Kind und
seinen Enkel in die heutige Zeit Ubertragen
durch
Zusammenstellung der Geburts- und
Heiratsurkunden bis vor 1914.
Urkundlicher Beweis: der
"Staatsangehdrigkeitsausweis”

(Gelber-Schein-)
Deutscher

Reichs- und
Staatsangehdrigkeitsgesetz RuStAG
1913 (vom 22.07.1913) .

§1

Deutscher ist, wer die
Staatsangehdrigkeit in einem
Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die
unmittelbare

Reichsangehdrigkeit (§§ 3 bis 35)
besitzt.

§3

Die Staatsangehdrigkeit in einem
Bundesstaate wird erworben

1. durch Geburt (§ 4),

§4

[1] Durch die Geburt erwirbt das
eheliche Kind eines Deutschen die
Staatsangehoérigkeit des

Vaters, das uneheliche Kind eines
Deutschen die Staatsangehérigkeit
der Muitter.

Staats-
angehdrigkeitsausweis
(Max Muster)

Hier verbindlicher Nachweis
der Person "Deutscher"
nach gliltigem Gesetz
RuStAG 1913.

Die Aussage auf dem

Staatsangehorigkeitsausweis :

...ist deutsche(r)
. Person Staatsangehorige(r)”
Um welchen Bundesstaat es sich handelt, sagt nichts iiber die
dessen Angehdrigkeit bescheinigt wird, DeutSC he r

Staatsangehorigkeit in einem der
25 deutschen (Bundes)staaten im
Staatenbund Kaiserreich aus.
Es wird grundsatzlich die
Staatsangehorigkeit in einem der
25 deutschen (Bundes)staaten
bescheinigt.

ist nur im ,,Antrag auf Feststellung der
deutschen Staatsangehorigkeit” des
Bundesverwaltungsamtes (BVA)
im Punkt 4.3 ersichtlich
(und in den Anlagen V fiir die Vorfahren)

gemaB GG 116 (1)

"Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehérigkeit”
mit Geburts- und Heiratsurkunden**
die "lus sanguinis" (Recht des Blutes) bzw. die Abstammung beweisen,
ist Voraussetzung/Grundlage fiir den
Staatsangehdérigkeitsausweis

** Die Person des Vorfahrens, der vor 1914 geboren wurde,
liefert die Staatsangehdrigkeit in einem der 25 deutschen (Bundes)staaten
im Staatenbund [D. R.] Kaiserreich

Die Person
"Deutscher”
gemaB GG 116 (1)

Bedeutungen

| Proklamation Nr. 2 \Gelber-Schein-
=|| Staatsbirger | Deutscher =

Nat. Person "Deutscher" des Staatenbundes deutsches
Kaiserreich (seit 1871) ist der nat. Person
"Staatsbirger"** des jeweiligen (Bundes)staates gemafn
Art. 3 der giltigen Verfassung vom 16. April 1871
gleichgestellt.

gleiches
Erscheinungsbild
des Ausweises,
damit die
Tauschung nicht
bemerkt wird

Die Person
(Rechtspersonlichkeit)
"Verwaltungs-Deutscher
durch Antrag erworben
gemaB GG 116 (1)

"Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes..."

hat zwei "

I Hier ist "Deutscher" nur eine
I Bezeichnung analog der
Bezeichnung "Staat" in der

Betonung liegt hier auf "Schein" im
Sinne von "es scheint so"

Staats- 4+
angehdrigkeitsausweis
(Max Muster)

Nachweis

Ausweis fiir die Person
Verwaltungs-Deutscher=
Firmen-Ausweis.

Immer noch besser als nur der
Besitz des Personalausweises,
weil mit der Mdglichkeit des Zugriffs auf
die Rechte der nat. Person "(Verwaltungs)-
Deutscher” im Besatzungsgebiet

deutschen

angehdrigkeit.

Person
Verwaltungs-Deutscher
(Person der BRD-Verwaltung)

gemaB GG 116 (1)

Wenn keine Geburts- und Heiratsurkunden
der Vorfahren vorhanden sind,
(bis zu dem Vorfahren, der vor 1914 geboren wurde)
ist nur der Erwerb der Person "Verwaltungs-Deutscher" maglich.

Der Ausweis fur die natiirliche Person "Verwaltungs-Deutscher" miisste korrekt
(ohne Tauschung)
"Verwaltungsgebietsangehdrigkeitsausweis”
heiBen.

Die korrekte Bescheinigung auf diesem Ausweis misste lauten:

List deutsche(r) Verwaltungsgebietsangehdrige(r)“.

Verwaltungs-
Deutscher

Bei dem Begriff "Staat" gilt es immer zu

Hier verbindlicher

der Person "Verwaltungs-
Deutscher" nach
GG 116 (1) mit der
grundgesetzlichen bzw.
verordnungslichen

Verwaltungsgebiets-

b
b

06.11.2015

Verwaltungsgebiets-
- birger

fragen:

Handelt es sich hier um eine willkurlich
(clever) gewahlte Bezeichnung, (siehe

Proklamation Nr. 2, Dwight D.
Eisenhower, Sept. 1945)

oder handelt es sich hier um einen

tatsachlich souverénen Staat?

Im ersteren Fall muss das Wort "Staat"

immer durch das Wort
"Verwaltungsgebiet”
ersetzt werden

und das Wort "Gesetz" durch das Wort

"Verordnung"

Grundgesetz flr die
Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949.

Artikel116
(1) Deutscher im Sinne dieses
Grundgesetzes ist vorbehaltlich
nderweitiger zlich
Regelung, wer die deutsche
Staatsangehdrigkeit besitzt

RuStAG 1913

Auf Art. 116 (1) wird
Bezug genommen in
Gemeindeordnungen,
Wahlgesetzen und
Verfassungen der
Lander.






Wahlgesetze in Deutschland

Auf Wabhlrecht.de finden sich auch detaillierte Beschreibungen der Wahlsysteme fiir die
Bundestagswahl, die Europawahl, die Landtagswahlen und Kommunalwahlen.

Bundesweite Wahlen

| | Bundestagswahl Europawahl
Bundeswahlleiter Grundgesetz | BWahiG | BWO | WPrifG | [EuWG | EuWO | WPriifG |
UNCESWANTENIET \w StatG | BWahlGV | Ubersicht DWA | Ubersicht

Mame;
Datum:
Fach:

____erreicht.

Von 32 Punkten habe ich

rhein-Westfalen

Dusseldorf

“ Thﬁfingen
Erfurt

Trage oben das

Bundesland, und
darunter dessen
Hauptstadt ein!








Wabhlen in den Lindern

Landes- und

Landeswahlleiter | Landtagswahlen Kommunalwahlen
Kommunalverfassungen

Baden- LWG | LWO |
Wiirttemberg LWPrG | Ubersicht

KomWG | KomWO LV | GemO | LKrO

GLKrWG |
Bavern LWGILWO —GLKrW O | BezWG Verf | GemO | LKrO | BezO
Berlin LWG | LWO | Ubersicht Verf
Bbgl. WahlG | BbgKWahiG |
brandenburg 0 0
Brandenbur Bbol WahlV BbeKWahlV Verf | BbgKVerf

Verf | OrtsbeiriiteG |

Bremen BremWahlG | BremLWO | Ubersicht

VerfBrhv
BuWG | BuWoO | BezVWG | BezVWO
Hamburg WPifG | WPLifG Verf | BezVG
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Gesetz liber das Apothekenwesen (Apothekengesetz - ApoG)

(1) Die Erlaubnis ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, Angehdriger eines der Ubrigen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tber
den Europaischen Wirtschaftsraum oder eines Vertragsstaates, dem Deutschland und die Europaische
Union vertraglich einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeraumt haben, oder heimatloser
Auslander im Sinne des Gesetzes Uber die Rechtsstellung heimatloser Auslander ist;

Gesetz zur Regelung der Arbeitnehmeriiberlassung (Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz - AUG)
§ 3 Versagung

3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der Antragsteller nicht Deutscher im Sinne des
Artikels 116 desGrundgesetzes ist oder wenn eine Gesellschaft oder juristische Person den Antrag
stellt, die entweder nicht nach deutschem Recht gegriindet ist oder die weder ihren satzungsmafigen
Sitz noch ihre Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung im Geltungsbereich dieses Gesetzes
hat.

Gesetz liber die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre
Gefahren (Atomgesetz — AtG )

§ 38 Ausgleich durch den Bund

3) Die Absatze 1 und 2 sind auf Geschadigte, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs.1
des Grundgesetzes sind und die ihren gewohnlichen Aufenthalt nicht im Geltungsbereich dieses
Gesetzes haben, nicht anzuwenden, soweit der Heimatstaat im Zeitpunkt des nuklearen Ereignisses im
Verhaltnis zur Bundesrepublik Deutschland eine nach Art, Ausmaf’ und Héhe gleichwertige Regelung
nicht sichergestellt hat.

Gesetz liber die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz - SG)

(1) In das Dienstverhaltnis eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit darf nur berufen werden,
wer
§ 37 Voraussetzung der Berufung

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist,

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in Einzelféllen Ausnahmen von Absatz 1 Nr.1
zulassen, wenn dafir ein dienstliches Bediirfnis besteht.
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Saatgutverkehrsgesetz (SaatG)

§ 42 Antrag auf Sortenzulassung
(1) Die Sortenzulassung kann beantragen, wer hierzu von der Sache und der Person her befugt ist.

(2) Von der Sache her ist befugt:

1. bei einer nach dem Sortenschutzgesetz oder nach der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 ber den
gemeinschaftlichen Sortenschutz in ihrer jeweils geltenden Fassung geschiitzten Sorte der
Sortenschutzinhaber,

2. bei einer Sorte, fur die ein Sortenschutzantrag nach dem Sortenschutzgesetz oder nach
der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 ber den gemeinschaftlichen Sortenschutz in ihrer jeweils geltenden
Fassung gestellt worden ist, der Antragsteller im Sortenschutzverfahren,

3. bei einer anderen Sorte, wer die Sorte nicht nur voriibergehend nach den Grundsatzen
systematischer Erhaltungsziichtung bearbeitet oder unter seiner Verantwortung bearbeiten lasst.

(3) Von der Person her sind befugt:
1. Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes sowie natlrliche und juristische
Personen und Personenhandelsgesellschaften mit Wohnsitz oder Sitz im Inland,[was ist ,inland“]

2. Angehdrige eines anderen Vertragsstaates sowie naturliche und juristische Personen und
Personenhandelsgesellschaften mit Wohnsitz oder Sitz in einem anderen Vertragsstaat,

3. andere natirliche und juristische Personen und Personenhandelsgesellschaften, soweit in dem
Staat, dem sie angehdren oder in dem sie ihren Wohnsitz oder Sitz haben, nach einer
Bekanntmachung des Bundesministeriums fuir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz im
Bundesgesetzblatt die Gegenseitigkeit gewahrleistet ist.

Gesetz liber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG)

§ 2 Grundsatz

(3) Auslander im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116
Abs.1 des Grundgesetzes sind

Hochschulrahmengesetz (HRG)

§ 35 Unabhangigkeit der Zulassung von der Landeszugehorigkeit

Die Zulassung eines Studienbewerbers, der Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes
ist, darf nicht davon abhangig gemacht werden, in welchem Land der Bundesrepublik Deutschland der
Geburtsort oder der Wohnsitz des Studienbewerbers oder seiner Angehdrigen liegt oder in welchem
Land der Bundesrepublik Deutschland der Studienbewerber die Qualifikation fir das Hochschulstudium
erworben hat; §32 Abs.3 Nr.1 Satz 4 bis 6 bleibt unberihrt.

§ 27 Allgemeine Voraussetzungen

(1) Jeder Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist zu dem von ihm gewahlten
Hochschulstudium berechtigt, wenn er die fir das Studium erforderliche Qualifikation
nachweist. Staatsangehorige eines anderen Mitgliedstaats der Europaischen Union sind
Deutschen gleichgestellt, wenn die fiir das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse
nachgewiesen werden. Zugangshindernisse, die in der Person des Studienbewerbers liegen,
ohne sich auf die Qualifikation zu beziehen, regelt das Landesrecht.
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Gesetz zur Harmonisierung des Schutzes gefahrdeter Zeugen (Zeugenschutz-
Harmonisierungsgesetz - ZSHG)

§ 5 Voruibergehende Tarnidentitat

(1) Offentliche Stellen diirfen auf Ersuchen der Zeugenschutzdienststelle fiir eine zu schiitzende
Person Urkunden oder sonstige Dokumente zum Aufbau oder zur Aufrechterhaltung einer
vorubergehend geanderten Identitat (Tarndokumente) mit den von der
Zeugenschutzdienststelle mitgeteilten Daten herstellen oder voribergehend verandern sowie
die gednderten Daten verarbeiten. Sie sollen dem Ersuchen entsprechen, soweit
entgegenstehende offentliche Interessen oder schutzwiirdige Interessen Dritter nicht
Uberwiegen. Die Beurteilung der Erforderlichkeit der Malinahme durch die
Zeugenschutzdienststelle ist fir die ersuchte Stelle bindend. Fir Zwecke des Satzes 1 durfen
Eintragungen in Personenstandsregister nicht vorgenommen werden. Personalausweise und
Passe durfen nicht flir Personen ausgestellt werden, die nicht Deutsche im Sinne von Artikel
116 des Grundgesetzes sind.

Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) - Gemeinsame Vorschriften fur die
Sozialversicherung - (SGB V)

§ 2 Versicherter Personenkreis

(1) Die Sozialversicherung umfasst Personen, die kraft Gesetzes oder Satzung (Versicherungspflicht)
oder auf Grund freiwilligen Beitritts oder freiwilliger Fortsetzung der Versicherung
(Versicherungsberechtigung) versichert sind.

(1a) Deutsche im Sinne der Vorschriften Uber die Sozialversicherung und die Arbeitsférderung sind
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes.

Gesetz liber Personalausweise und den elektronischen Identitatsnachweis
(Personalausweisgesetz - PAuswG)

§ 1 Ausweispflicht; Ausweisrecht

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes sind verpflichtet, einen Ausweis zu
besitzen, sobald sie 16 Jahre alt sind und der allgemeinen Meldepflicht unterliegen oder, ohne ihr zu
unterliegen, sich Gberwiegend in Deutschland aufhalten. Sie missen ihn auf Verlangen einer zur
Feststellung der Identitat berechtigten Behdrde vorlegen. Vom Ausweisinhaber darf nicht verlangt
werden, den Personalausweis zu hinterlegen oder in sonstiger Weise den Gewahrsam aufzugeben.
Dies gilt nicht fur zur Identitatsfeststellung berechtigte Behérden sowie in den Fallen der Einziehung
und Sicherstellung.

(2) Die Ausweispflicht gilt auch fir Personen, die als Binnenschiffer oder Seeleute nach den
Landesmeldegesetzen einer besonderen Meldepflicht unterliegen. Sie gilt nicht flir Personen, gegen die
eine Freiheitsstrafe vollzogen wird. Personen, die einen gliltigen Pass im Sinne des §1 Abs.2 des
Passgesetzesbesitzen, kdnnen die Ausweispflicht nach Absatz 1 Satz 1 und 2 auch durch den Besitz
und die Vorlage ihres Passes erfiillen.

(3) Die zustandige Personalausweisbehorde nach §7 Abs.1 und 2 kann Personen von der
Ausweispflicht befreien,
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Passgesetz (PassG)
§ 1 Passpflicht

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes, die aus dem Geltungsbereich dieses
Gesetzes aus- oder in ihn einreisen, sind verpflichtet, einen gultigen Pass mitzufiihren und sich damit
Uber ihre Person auszuweisen. Der Passpflicht wird durch Vorlage eines Passes der Bundesrepublik
Deutschland im Sinne des Absatzes 2 genugt.

(2) Als Pass im Sinne dieses Gesetzes gelten:

1.
Reisepass,
2.
Kinderreisepass,
3.
vorlaufiger Reisepass,
4,
amtlicher Pass
a)
Dienstpass,
b)
Diplomatenpass,
c)
vorlaufiger Dienstpass,
d)

vorlaufiger Diplomatenpass.
(3) Niemand darf mehrere Passe der Bundesrepublik Deutschland besitzen, sofern nicht ein
berechtigtes Interesse an der Ausstellung mehrerer Passe nachgewiesen wird.

(4) Der Pass darf nur Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes ausgestellt
werden; er ist Eigentum der Bundesrepublik Deutschland.

Sortenschutzgesetz (SortG.)

§ 15 Personlicher Anwendungsbereich

(1) Die Rechte aus diesem Gesetz stehen nur zu

1. Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes sowie natlrlichen und juristischen
Personen und Personenhandelsgesellschaften mit Wohnsitz oder Niederlassung im Inland, [wer sind
denn die obengenannten nat. u. jur. Personen gemal Definition? Ist der ,Einwohner” eine solche nat.
0. Jur. Person?]

2. Angehorigen eines anderen Vertragsstaates oder Staates, der Verbandsmitglied ist, sowie
natirlichen und juristischen Personen und Personenhandelsgesellschaften mit Wohnsitz oder
Niederlassung in einem solchen Staat und

3. anderen natlrlichen und juristischen Personen und Personenhandelsgesellschaften, soweit in dem
Staat, dem sie angehoren oder in dem sie ihren Wohnsitz oder eine Niederlassung haben, nach einer
Bekanntmachung des Bundesministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz im
Bundesgesetzblatt deutschen Staatsangehoérigen oder Personen mit Wohnsitz oder Niederlassung im
Inland ein entsprechender Schutz gewahrt wird.

(2) Wer in einem Vertragsstaat weder Wohnsitz noch Niederlassung hat, kann an einem in diesem




http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm


Hervorheben








Gesetz geregelten Verfahren nur teilnehmen und Rechte aus diesem Gesetz nur geltend machen,
wenn er einen Vertreter mit Wohnsitz oder Geschaftsraumen in einem Vertragsstaat
(Verfahrensvertreter) bestellt hat.

Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Landern
(Beamtenstatusgesetz — BeamtStG)

§ 7 Voraussetzungen des Beamtenverhaltnisses

(1) In das Beamtenverhaltnis darf nur berufen werden, wer

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder die
Staatsangehorigkeit
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder

b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum oder

c) eines Drittstaates, dem Deutschland und die Europaische Union vertraglich einen
entsprechenden Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikationen eingerdumt haben,
besitzt,

Gesetz liber das Auslanderzentralregister (AZR-Gesetz — AZRG) [ merke: Jeder ist
Auslander bis Staatsangehorigkeitsausweis vorliegt ]

§ 2 AnlaB der Speicherung

(1) Die Speicherung von Daten eines Auslanders ist zuldssig, wenn er seinen Aufenthalt nicht nur
vorubergehend im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.

(2) Die Speicherung ist ferner zulassig bei Auslandern, [siehe AufenthG §2 (1) ]

9. deren Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit oder der Eigenschaft als
Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes abgelehnt worden ist,

§ 36 Loschung

(2) Die Daten sind auch unverziiglich zu I6schen, wenn der Betroffene die deutsche
Staatsangehorigkeit erworben hat oder die Registerbehorde nach der Speicherung seiner Daten
erfahrt, daB er Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. Eine L6schung
erfolgt ferner, wenn die Registerbehérde auf Grund einer Mitteilung nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 davon
ausgehen kann, dal® auch andere 6ffentliche Stellen die Daten fir ihre Aufgabenerfillung nicht mehr
bendtigen.

Bundesbahngesetz (BbahnG)

§ 8 Zusammensetzung und Rechtsstellung des Vorstands

(1) Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzer und weiteren Mitgliedern. Uber die Zahl der Mitglieder
beschliel3t die Bundesregierung. Ein Mitglied hat insbesondere die personellen und sozialen Aufgaben
wahrzunehmen. Die Vorstandsmitglieder miissen Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes sein und durfen dem Verwaltungsrat nicht angehdren. Sie sollen hervorragende
Kenner des Verkehrswesens und der Wirtschaft sein.




http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm


http://www.buzer.de/gesetz/6626/a94288.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm


http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69953.htm





Bundeswahlgesetz (BWahlG k.a.Abk.)

§ 12 Wahlrecht

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes, die am
Wahltage

1. das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,

2. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland eine Wohnung innehaben oder
sich sonst gewohnlich aufhalten,

3. nicht nach §13 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

§ 15 Wahlbarkeit

(1) Wahlbar ist, wer am Wahltage

1. Deutscher im Sinne des Artikel 116 Abs.1 des Grundgesetzes ist und

2. das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat.

Deutsches Richtergesetz (DriG)
§ 9 Voraussetzungen fiir die Berufungen

In das Richterverhaltnis darf nur berufen werden, wer

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist,

2. die Gewahr dafir bietet, dass er jederzeit fur die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
desGrundgesetzes eintritt,

3. die Befahigung zum Richteramt besitzt (§§5 bis 7) und

4. Uber die erforderliche soziale Kompetenz verfiigt.

§ 18 Nichtigkeit der Ernennung

(1)1Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer sachlich unzustandigen Behdrde ausgesprochen
wurde.2Die Ernennung kann nicht riickwirkend bestatigt werden.

(2) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung
1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes war oder

2. (weggefallen)
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3. nicht die Fahigkeit zur Bekleidung 6ffentlicher Amter hatte.

(3) Die Nichtigkeit einer Ernennung zum Richter auf Lebenszeit oder zum Richter auf Zeit kann erst
geltend gemacht werden, nachdem ein Gericht sie rechtskraftig festgestellt hat.

Gesetz liber MaBnahmen zur Forderung des deutschen Films (Filmforderungsgesetz
- FFG)

§ 15 Allgemeine Forderungsvoraussetzungen

4. die Regisseurin oder der Regisseur Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 des

Grundgesetzes ist oder dem deutschen Kulturbereich angehért oder die Staatsangehorigkeit eines
anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz besitzt,

Gesetz uber die Konsularbeamten, ihre Aufgaben und Befugnisse (Konsulargesetz -
KonsG)

§ 27 Begriffsbestimmung

Der Begriff "Deutscher" bestimmt sich nach Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes.

Verordnung liber die Anerkennung europaischer Berufsqualifikationen als
Laufbahnbefahigung (Laufbahnbefahigungsanerkennungsverordnung - LBAV)

§ 1 Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt fir Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes und fir Angehdrige
der in §7Absatz 1 Nummer 1 des Bundesbeamtengesetzes genannten Staaten, die die Anerkennung
ihrer Berufsqualifikation als Befahigung fur eine Laufbahn im Bundesdienst auf Grund der Richtlinie
2005/36/EGd es Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 Uber die
Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S.22, L 271 vom 16.10.2007, S.18,
L 93 vom 4.4.2008, S.28, L 33 vom 3.2.2009, S.49), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr.
279/2009 (ABI. L 93 vom 7.4.2009, S.11) geandert worden ist, anstreben, wenn ihre Berufsqualifikation
in einem dieser Staaten erworben oder anerkannt worden ist (Qualifikationsstaat) und dort fir den
unmittelbaren Zugang zu einer Tatigkeit im 6ffentlichen Dienst erforderlich ist, die der angestrebten
Laufbahn vergleichbar ist.

Staatsangehorigkeits-Gebuihrenverordnung (StAGebV)
§ 1 Gebiihrenpflichtige Tatbestande

2. die Bescheinigung der Staatsangehorigkeit nach Artikel 116 Abs.2 Satz 2 des Grundgesetzes,

3. der Verzicht nach
a) § 26 des Reichs- und Staatsangehdorigkeitsgesetzes,
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§ 3a Gebiihren fir Widerruf, Rliicknahme, Ablehnung und Widerspruch

§ 3a hat 1 friihere Fassung und wird in 1 Vorschrift zitiert

Die Geblhr betragt fiir

1. den Widerruf oder die Riicknahme
einer Amtshandlung, soweit der
Betroffene dazu Anla3 gegeben

hat:

2. die Ablehnung oder die Riicknahme
eines Antrages auf Vornahme einer
Amtshandlung:

3. die Zuriickweisung des Widerspruchs
oder die Riicknahme des Widerspruchs
nach Beginn der sachlichen
Bearbeitung:

25 EUR bis zu dem Betrag, der

als Gebiihr fiir die Vornahme der
widerrufenen oder zuriickgenommenen
Amtshandlung vorgesehen ist oder

zu erheben wire;

Betrag der fiir die Vornahme der
Amtshandlung vorgesehenen Gebiihr
unter Beriicksichtigung von § 15

des Verwaltungskostengesetzes in

der bis zum 14. August 2013
geltenden Fassung;

25 EUR bis zu dem Betrag, der fiir die
Vornahme der angefochtenen
Amtshandlung vorgesehen ist oder

zu erheben wére.
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			Gesetz über das Apothekenwesen (Apothekengesetz - ApoG)


			Gesetz zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung (Arbeitnehmerüberlassungsgesetz - AÜG)


			§ 3 Versagung





			Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz – AtG )


			Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz - SG)


			§ 37 Voraussetzung der Berufung
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. Aligemeines

1. Begriff des Deutschen
Deutscher ist, wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt oder als Fliichtling oder Veririebener deutscher
Volkszugehdrigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkémmling in dem Gebiet des Deutschen Reichs nach dem Stand
vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat (Art. 116 Abs. 1 GG) Deutscher im Sinn des RUStAG ist, wer die

deutsche Staatsangeharigkeit besitzt (§ 1 des Reichs- und Staatsangendrigkeits gesetzes vom 22.07.1913 — RUSIAG").

2. Erwerbsgrinde®

IS

Die deutsche Staatsangehdrigkeit wird erworben durch
- Geburt(§3Nr 1, § 4RUSIAG),

- Legitimation (§ 3 Nr. 2, § 5 RUStAG),

Annahme als Kind (§ 3 N 3, § 6 RUStAG),

- Einbiirgerung (Art. 116 Abs. 2 GG, § 3 NiL 5, §§ 8, 8, 10, 13 und 15 Abs. 2 RUSIAG, § 6 Abs. 1, § 8 Abs. 1,88 9, 11 und
12 des Geselzes zur Regelung ven Fragen der Staatsangeh@rigkeit — 1. S1ARegG —vom 22.02.1955, § 1 Abs. 1 der
Verordnung vom 20.01.1942, At 2 des Geselzes zur Verminderung der Staatenlosigkeit vom 29.06.1977),

- Erklarung (At 3 des Gesetzes zur Anderung des Reichs- und Staatsangehd — RuStAAnds
20.12.1974, Art. 12 § 4 des Adoptionsgesetzes vom 02.07.19786),

Option (§§ 3,4, 5 und 6 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangeharigkeit— 2
StARegG —vom 17.05.1956).
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102-1
Staatsangehérigkeitsrecht

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

des Innern

vom 12. Oktober 1982 Az.: IA3-250/3,

geéndert durch Bekanntmachung vom 6. November 1995 (AlIMBI S. 867)

Fundstelle: MABI 1982, S. 629
An die Regierungen,

die Kreisverwaltungsbehorden,

die Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften.

Inhaltsiibersicht

I Allgemeines

1.  Begriff des Deutschen

Allgemeines

Begriff des Deutschen

Deutscher ist, wer die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt oder als Fliichtling oder
Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkémmling in
dem Gebiet des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 Aufnahme
gefunden hat (Art. 116 Abs. 1 GG) Deutscher im Sinn des RuStAG ist, wer die deutsche

Staatsangehorigkeit besitzt (§ 1 des Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes vom 22.07.1913
— RuStAG").







4.1

4.2

4.3

Zustandigkeiten, Verfahren

Die Antriage und Erkldrungen haben die Gemeinden oder Verwaltungsgemeinschaften, in

deren Bereich der Antragsteller oder Erklidrungsberechtigte sich gewohnlich authélt oder
zuletzt aufgehalten hat, entgegenzunehmen (Art. 58 Abs. 4 Satz 1 der Gemeindeordnung —
GO). Wenn amtliche Vordrucke vorgeschrieben sind, sind diese zu verwenden. Soweit nicht
besondere Vorschriften im Staatsangehorigkeitsrecht bestehen, gelten die Vorschriften des

Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes — BayVwV{G —.

Die Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft leitet den Antrag oder die Erkldarung mit den
erforderlichen Unterlagen an die zustindige Kreisverwaltungsbehorde, ggf. an das
Bundesverwaltungsamt in 5000 Kln, Habsburgerring 9", weiter. Die drtliche Zustindigkeit
richtet sich nach § 17 in Verbindung mit § 27 des 1. StARegG und nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. a und Nummer 4 BayVwV{G fiir Verfahren aulerhalb des RuStAG, soweit dort nicht
auf § 17 des 1. StARegG verwiesen wird. Bei Antriagen auf Ermessenseinbiirgerung dufert
sich die Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft zu den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 Nrn.
2 bis 4 RuStAG. Dabei handelt es sich regelméBig um ein Geschift der laufenden

Verwaltung.

Die Kreisverwaltungsbehorde legt die Antrige auf Ermessenseinbiirgerung und auf
Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen Staatsangehorigkeit nach Abschluss der
Ermittlungen der Regierung zur Entscheidung vor (§ 2 der Verordnung iiber die Zustindigkeit
der Staatsangehorigkeitsbehdrden vom 04.08.1978). In Einbiirgerungsfillen erstellt sie ein
Einbiirgerungsverzeichnis (Anlage 1) in vierfacher Fertigung (weiB}, rosa, griin und gelb) und
tibersendet es mit den Auslidnder- und Einbiirgerungsakten der Regierung in dreifacher

Fertigung (weil3, rosa, griin).
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Unterstreichen
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»» Motarielle Urkunden

*» Berufsrecht

b
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Bundesgesetze

* Bundesnotarordnung
(BHotO}

* BNotD - Teil |
> BMotO - Teil Il - W
* BMotO - Anlagen

* Beurkundungsgesetz
(Beurk()

* Gerichts- und
Motarkostengesetz
(GMotKG)

* Kostenordnung
(Kost)

» TWVUG

Richtlinien
Dienstordnung
Gilteordnung
Schiedsvereinbarungen

Europaische
Standesrichtlinien

Europdische Charta
gegen organisiere
Kriminalitat

»» Statistik

1. Abschnitt

Bestellung zum Notar
1

Als unabhangige Trager eines offentlichen Amtes werden fir die Beurkundung van
Rechtsvorgangen und andere Aufgaben auf dem Gebiet dervorsorgenden Rechtspflege in
den Landern Motare bestellt.

§2

Die Motare unterstehen, soweit nichts anderes bestimmt ist, ausschlieflich den
Yorschriften dieses Gesetzes. Sie filhren ein Amtssiegel und tragen die Amtsbezeichnung
Motarin oder Motar. Ihr Beruf ist kein Gewerbe.

§3

(1) Die Motare werden zur hauptberuflichen Amtsausibung auf Lebenszeit bestellt.

(2)In den Gerichtsbezirken, in denen am 1. April 1961 das Amt des Motars nurim
Mebenberuf ausgeldbt warden ist, werden weiterhin ausschlielilich Rechtsanwalte fir die
Drauer ihrer Mitgliedschaft bei der fiir den Gerichtsbezirk zustandigen
Rechtzanwaltskammer als Motare zu gleichzeitiger Amtsausibung neben dem Beruf des
Rechtsanwalts bestellt (Anwaltsnotare).

(3) (weggefallen)

Fufnote

5 3 Abz. 2: Gilt nicht in den Lindem Hamburg und Rheinland-Pfalz gemsd § 116 Abe. 2; idF d. Art. 3 Nr. 1
G v 26.3.2007 1 358 mWv 1.6.2007

G4

Es werden so viele Notare bestellt, wie es den Efordernissen einer geordneten
Rechtzpflege entzpricht. Dabei ist insbesondere das Bedlrfnis nach einer angemessenen
Wersorgung der Rechtsuchenden mit notariellen Leistungen und die Wahrung einer
geordneten Altersstrukiur des Motarberufs zu beriicksichtigen.

§5

Zum Matar darf nur bestellt werden, wer die Befahigung zum Richteramt nach dem
Deutschen Richtergesetz erlangt hat. Das Berufsgualifikationsfeststellungsgesetz ist nicht
anzuwenden.

Hier finden Sie Erlduterungen zu hdufigen
Begriffen in notariellen Urkunden.

Bundesnotarordnung
B Stand: 1.10.2013

©) Meldungen

Wirtschaftsnobelpreis fir Robert
Shiller — ein Befirworter der
unparteiischen notariellen Beratung
bei Immobilienk&dufen

16.70.2013 Der US-amerikanische Okonom
und Professor fur
Wirtschaftswissenzchaften an der Yale
University wurde mit dem Preis der
schwedischen Reichsbank fur
Wirtschafts wizsenzchaften in Gedenken
an Alfred Nobel ausgezeichnet.

Bundesgerichtshof starkt erneut
Erbnachweis durch notarielles
Testament

10.70.2013 BGH, Urteil vom 8.10.2013 - XI
ZR 40112, Eine Klausel in den Allgemeinen
Geschéftzbedingungen einer Sparkasse,
wonach die Sparkasze nach dem Tode
des Kunden zur Kldrung der
rechtsgeschéftichen Berechtigung die
Vorlegung eines Erbscheins verlangen
kann, ist unwirksam.

Gerichte und Notare bekommen ein
newes und transparentes
Kostengesetz

05.07.2013 Der Bundesrat hat in seiner

Sitzung am 5. Juli 2013 beschlossen,
keinen Einspruch gegen das bereits vom







HH

Dateianlage

notar_116.1.pdf









Dateianlage
2 persdeutsch061115.pdf


Fiir alle, die den “Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit* des BV A nicht korrekt ausgefiillt haben, indem sie z.
B. die Benennung des Gesetzes RuStAG 1913 unterlassen/vergessen haben oder keine Vorfahren bis vor 1914 nachweisen
konnten/koénnen, bedeutet die Aussage ,,...ist deutsche(r) Staatsangehorige(r)* auf der Urkunde ,,Staatsangehorigkeitsausweis®
(gelber Schein) ohne T4uschung korrekt iibersetzt:

,.-..1st deutsche(r) Verwaltungsgebietsangehorige(r)*.

Diese Aussage gilt auch fiir Auslédnder, die hier geboren sind und den “Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit*
gestellt haben oder stellen, der korrekt ohne Tduschung fiir sie

“Antrag auf Feststellung der deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit™ heilen miisste.

Es gibt aber noch einen anderen Grund, weshalb nur die deutsche Verwaltungsgebietsangehdorigkeit der Person ,,Deutscher
bescheinigt wird:

In Seminaren und in Videos im Internet wird zu falschen Eintragungen unter dem Punkt 4.3 des Antrags bzw. in den Anlagen V
aufgefordert. Man solle in der Spalte ,,Staatsangehorigkeit™ (Punkt 4.3) ,,in Preussen‘ oder nur ,,Preussen‘ eintragen.

Wer auf solche Tduschungen hereinfillt, erwirbt nur die Person deutscher ,,Verwaltungsgebietsangehoriger®, die nicht an
Friedensverhandlungen teilnehmen kann. Solche Aktionen sind der Versuch, den Frieden auf der Welt zu verhindern!

Im Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit unter Punkt 4.2 wird die Verwaltungsgebietsangehorigkeit als
,.deutsche Staatsangehorigkeit" bezeichnet.

Im Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit unter Punkt 4.2 steht:

,Ich besitze/besall neben der ,,deutschen Staatsangehorigkeit™ noch folgende weitere Staatsangehdrigkeiten®.

Der Satz im Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit des BV A unter Punkt 4.2:

,Ich besitze/besall neben der deutschen Staatsangehdrigkeit noch folgende weitere Staatsangehorigkeiten® lautet (ohne
Téduschung) richtig tibersetzt und verstindlich:

,Ich besitze/besall neben der deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit noch folgende weitere Staatsangehorigkeit in einem der
25 Bundesstaaten des [Deutschen Reiches] (Kaiserreiches):

Wobei "Ich besitze/besal..." ebenfalls nicht richtig ist, denn auch der Besitz der deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit ist
mit urkundlicher Beweiskraft nur mit dem Staatsangehdrigkeitsausweis dokumentiert. Wenn kein Antrag auf Feststellung der
deutschen Staatsangehdrigkeit gestellt wurde, ist auch niemand im Besitz der deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit bzw.
nicht im Besitz der nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher“nach GG 116 (1) und somit Ausldnder gemif3 § 2 (1) Aufenthaltgesetz
(AufenthG) ohne die Moglichkeit des Zugriffs auf die Rechte der nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher im Besatzungsgebiet.

AufenthG § 2 (1), Begriffsbestimmungen: ,,Auslénder ist jeder, der nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 8
Grundgesetzes ist*

Jedes Kind, das in Deutschland geboren wird (geboren wurde), ist im Naturrecht ein deutscher Mann bzw. eine deutsche Frau
(besser ein deutsches Weib), die Person kann aber mangels Vorfahren (vor 1914 in einem der Bundesstaaten geboren) niemals
eine Staatsangehorigkeit in einem der 25 deutschen Bundesstaaten im [D. R.] nach dem Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz
vom 22.07.1913 erwerben.

Also liebe auslindischen Freunde: Solltet Ihr den “Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit stellen, konnt Thr
(Richtig muss es heilen: Eure Person) nur die sogenannte ,,gewerbliche deutsche Staatsangehorigkeit™ (die deutsche
Verwaltungsgebietsangehorigkeit) bekommen, niemals eine Staatsangehorigkeit in einem der 25 (Bundes)staaten im [D. R.] nach
dem Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913 (es gibt Ausnahmen).

Ihr bleibt (Richtig muss es heilen: Eure Person ,,Einwohner* und latent vorhandene Person ,,Verwaltungs-Deutscher) weiterhin
,Personal“ der ermichtigten Verwaltung/“Firma®, die ihre Zugehorigkeit als ,,deutsche Staatsangehorigkeit* bezeichnet, jedoch
mit einem entscheidenden Unterschied:

Die Moglichkeit des Zugriffs auf die Rechte der nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher im Besatzungsgebiet.

Und Ihr seid nicht mehr ,,staatenlos* (eigentlich ,,verwaltungsgebietslos®).
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Die Verfassung ist der Arbeitsvertrag fiir die verwaltende Regierung.
Nichts steht Uber ihr, niemand kann sie auBer Kraft setzen, niemand kann sie
ignorieren.

Sie wird von Minnern und Frauen in der Fealen Welt geschrieben und durch die
Personen der Verwaltung in der ju ristischen Welt umgesetzt.

Sie steht gewissermaBen auf der Grenze zwischen der realen und der juristischen Welt.
Die Verfassung ist giiltig, bis sie vom Staatsvolk gedndert wird und solange es das

(REKEKEEEK)

/ Manner und Frauen

in Freiheit
una mik
y voller
Verantwortung

Im Staat in der realen Welt gibt es keine
Staatsbiirger (obwohl sie hier eigentlich
logischerweise so heiBen miissten) sondern nur
Staatsmanner und Staatsfrauen bzw. Manner des
Volkes und Frauen des Volkes.

Alle ohne Schein oder Ausweis.
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t=dc15 Freie Yolk
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— V('?I rFO SSU n 9=u:nr'n Freien Yolk geschriebenaes
Regeluweaerk als Arbeitsvertrag For die Regicsrung
J zum Schukzr der Rechte des Volkes
R (‘?I 9 I (3 rU n 9 =qgeuwsh lte Volksvertreter
{(Personen=Fiktionen) mit VYerdossung als Arbeaicsvertrag
D,
=.
<D
5 = BeamtbtentbUmMi-ansescie
= = der Regierung (Personen=Fikticnan)
=
L
®. =2 \ L -
= = naturliche Personen (Fiktionen)
O
Z <] Die juristische Welt ist die Welt der natiirlichen
] g Personen und der ihnen gleichgestellten Menschen &ﬁJ ﬂi%fﬁfft $ﬁJ &fﬁ
; D (Achtung! Gefahr der Tauschung). Ebenso die Welt der
= =_ nicht natiirlichen Personen. Hier gibt es z. B. die
‘é’ =1 natiirliche Person Einwohner und die natiirliche Person
D, g Staatsbiirger bzw. die Blirger eines Staates.
$ = Alle mit den entsprechenden Ausweisen.
D
= =)
S

Was macht ein freies, verantwortungsvolles Volk auf
seinem Land, wenn es sich in idealer Art und Weise
selbst organisieren/verwalten und seine Natur-
Rechte beschiitzen will?

Es schreibt grundsatzliche Regeln und Hinweise
auf, nach denen diese Organisation/Verwaltung
funktionieren soll.

Diese grundsatzlichen Regeln und Hinweise nennt
man auch Verfassung.

Erst mit der vom Volk (people) geschriebenen

Verfassung ist die Grundlage zur Erschaffung der

juristischen Welt vorhanden, die zur Verwaltung

der Personen (Fiktionen) gedacht ist, bzw. die eine
Verwaltung der Personen erst moglich macht.

Grundlage jedes Zusammenlebens
(jeder Verfassung):
verletze/schadige niemand
halte deine Vertrage ein
lige und betriige nicht

seit uber 1000 Jahren
gultig weltweit

JaUjoId 1ap PUeH

Von der Regierung (von den Méannern und Frauen gewdhlte Vertreter des
Volkes) erlassene Gesetze sind Rechtsordnungen (z. B. BGB) fiir
Rechtspersénlichkeiten (Staatsbiirger) denen sich die natiirliche Person
"Staatsbiirger"” freiwillig unterworfen hat.

Weil von einer vom souveranen Volk gewéhlten Regierung
verabschiedet/erlassen, die immer die Vorgaben der Verfassung
beriicksichtigen muss.





Die Hand der Freiheit:
seit Uber 1000 Jahren

Die juristische Welt ist fast deckungsgleich mit der realen Welt (im

in Freiheit

U@ e Bild so nicht dargestellt), weil wir MGnner und Frauen , sobald wir
das Prinzip der Selbstverwaltung der Vélker et Terontoortund uns einer Verwaltung gemé Verfassung freiuwillig untenwerfen,
dieser €rde R e ) awf seinam Land immer auch in der dann allgegenwdartigen juristischen Welt
(for jedermann leicht zu verstehen) ’ unterwegs sind.

V@rFOSSU ng:\om freien Volk geschriebenes

Regelwerk als Arbeitsvertrag for die Regierung
4 zum Schutz der Rechte des Volkes

ist der Ausgangspunkt fur alles Folgende und
aus ihr rGhren auch die beiden parallelen Welten -
o Regierung-q..cnie volmertreer
des Rechts, von denen die juristische Welt auch (Personn=Filtionen) mif Verfassuna ols Arbeitsvertrag

desweqgen erfunden wurde, um die im Naturrecht
: i BeamtenNtUM—rgemeite
unbegrenzte Haftung zu vermeiden und bei der Aegiening (Fersonen—Fikticnan)

Vertragsverletzungen Uber Regelungen zur
Heilung zur verfigen.

Die der juristischen Welt zugehdrige * " entsteht nur dann
innerhalb der juristischen Welt (und somit auch in der realen Welt),
wenn Rechtspersonlichkeiten miteinander kommunizieren.

Je nach Situation mUssen also die Ménner und Frauen "die
unsichtbare Maske aufsetzen" um als Rechtspersénlichkeiten
kommunizieren zu kénnen und sind dann als "maskierte" Manner
und frauen (Schauspieler) mit ihren Personen tétig
ohne als Mann/frau wahrgenommen zu werden (im Normalfall).

Auf der " " in der juristischen Welt gibt es nur Fiktionen: natiirliche
und nicht natiirliche Personen als Phantasiegeschopfe. Die natiirlichen
Personen sind gleich den "juristischen Menschen", die ebenfalls reine
Phantasiegeschopfe sind und zum Zwecke der Tauschung eingesetzt
werden. Das sind die "Menschen" (Fiktionen), die auf den Georgia Guide

Die reale Welt des Rechts, sozusagen in Reinform,
Stones mit "Menschheit” gemeint sind.

kommt nur im Weltall und auBerhalb der Hoheitsgewdsser in den

Hier spricht und Weltmeeren vor.

schreibt nur der
Mann Max
oder die
Frau Maxilie

Kurz: Personen

Hier gibt es das

= — In der realen Welt gibt es die
Recht der - = lebendigen, beseelten

. ~ "Menschen" aus Fleisch und Blut
realen Welt Beamtentum Reglerung \\\\ und 5 Sinnesorganen: Haut,
. ~ Auge, Ohr, Nase und Mund
\ ,’~\\\ (gewdhlte Volksvertreter) \\\ und der Fahigkeit, gut und bése
Kommunikation \\ mit ﬂrbeitsvertrog Verfossung \\ voneinander zu unterscheiden.
\
<> \ \\ Kurz: Ménner und Frauen
v 3 Die erdachte juristische Welt \
Mé;ner undt e 7 Welt der Personen (Fiktionen) \\
unbegrenzter Haftung NC J_L S Welt der Rechtsordnungen l
e TN —— (Gesetze) mit ihren |
— zugehorigen //
. . Rechtspersonlichkeiten /
Hier gibt es das y: Im besonderen Fall kann
Recht der - S Mann/Frau ("die Maske
Vollcrra juristischen Welt reCh.te Seite e abnehmen") und auch zu den
OIK in freiheit Schaubild "Recht~
. ~
schreibt Verfassung - Personen sprechen

Hier gibt es keine und ersinnt die juristischeWet \ /00— __ ___——=

Hier spricht und schreibt (normalerweise)
Personen, sondern nur

"Rollen" wi B. di z. B. nur die Person "X'" mit Namen Max
v (; er;{ gle Zd ) d.le Muster oder z. B. die Person "'X" mit Namen
ater-Rolle oder die i ) ) o
Mutter-Rolle <4——  alle ohne "'Schein Spielfeld ""Recht" alle mit "Schein" —» Macxilie Muster

Staat, dys freie Volk auf seinem Lland






eingebettet in der
realen Welt (Wirklichkeit):

Die

zwel parallelen Welten des

Manner und Frauen vom
Schoépfer erschaffen

™

Recht in der realen Welt
der lebendigen
Manner und Frauen

und
das sichtbare Dokument

Verfassung

die unsichtbare Maske (die Rolle)

(das Blatt Papier) sind die
natlrliche Person

lebendige
Ménner und Frauen
mit Maske (der Rolle) als
Schauspieler
auf der "Biithne"

Recht in der juristischen Welt
Welt der Personen (Fiktionen)
mit den juristischen Menschen**
(von Mannern und Frauen erschaffen)

Hier kommunizieren Rechtspersonlichkeiten=Personen miteinander
unter Beriicksichtigung der Rechtsordnungen des Staates,
die auf Grundlage einer Verfassung beruhen.

**Achtung!!!

Tauschung durch zweifache Bedeutung

des Begriffes
"Mensch"!!!






Recht (grobe Ubersicht)

giitig auf der Erde parallele Welten des Rechts
hoheres Recht eingebettet in der von Land zu Land unterschiedlich
realen Welt (Wirklichkeit) niedrigeres Recht

Recht der realen Welt

gilt far
mit ihren ¢
Rechtsordnungen «— Manner und Frauen

vom Schoépfer erschaffen

Recht in der Welt der lebendigen
Manner und Frauen

Recht der
juristischen Welt
(Fiktion)

von Mannern und Frauen erschaffen

gilt nur far

v

Rechtspersdnlichkeiten
(personae) — Rechtsordnungen

nur auf Papier existent

mit ihren

Recht in der Welt der "toten"

]UI‘IStISChen Personen (der jur. Menschen),

die als Papierstiicke existieren ("leben")

zum Betreten der "Blihne" in der juristischen Welt die unsichtbare Maske aufsetzen —> <«4— zum Verlassen der "Blihne" in der juristischen Welt die unsichtbare Maske abnehmen

@ @
g Blick auf das Spielfeld "Recht" mit den Beteiligten:
"IManner und Frauen" und deren Rechtsordnungen

und den "Rechtspersdnlichkeiten" (Fiktionen) und

Maske = |dent|scher Gesichtsabdruck deren Rechtsordnungen

ohne Maske in juristischer Welt nur bedingt wahrnehmbar (nicht erwiinscht)

mit Maske in realer Welt wahrnehmbar aber "Luft"
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Was bedeutet eigentlich ,,Einbiirgerung (die der eine oder andere bekannte Sportler aus dem Ausland schon
beantragt hat)?

In der Einbiirgerungsurkunde steht: ... hat mit dem Zeitpunkt der Aushindigung dieser Urkunde die deutsche
Staatsangehorigkeit durch Einbiirgerung erworben.)

Der Begriff ,,Staatsangehorigkeitsausweis* wird nicht erwihnt in der Einbiirgerungsurkunde.

Wie heifit das Gesetz, das die Staatsangehorigkeit regelt?
Wie ist das mit unserer Staatsbiirgerschaft und unserer Staatsangehorigkeit?

Die Frage nach dem Gesetz, das die Staatsangehorigkeit regelt, ist an anderer Stelle schon beantwortet
worden.

Ergénzung zur Einbiirgerung:

Nach Rechtsworterbuch ,,Creifelds®, 10. Auflage, 1990, Seite 320:

Die deutsche Staatsangehorigkeit wird nach dem Reichs-und Staatsangehorigkeitsgesetz

§ 3 Nr. 5, §§ 8 ff. unter anderem durch die Einbiirgerung (Naturalisation) erworben.

Die §§, die die Staatsangehorigkeit regeln, sind nicht vollstindig genannt sowie das Jahr und Datum nicht
genannt sind (§§ 1 +2und 4 -7, 1913, 22.07.1913)

Zu finden aber auf der Seite 1044 im Rechtsworterbuch unter ,,Staatsangehorigkeit*:

Zur Erinnerung:

Bei dem Begriff ,,Staat" gilt es immer zu fragen:
Handelt es sich hier um eine willkiirlich (clever) gewéhlte Bezeichnung, (siehe Proklamation Nr. 2, Dwight
D. Eisenhower, Sept. 1945):

,Innerhalb der amerikanischen Besatzungszone werden hiermit Verwaltungsgebiete gebildet, die von jetzt
ab als Staaten bezeichnet werden; jeder Staat wird eine Staatsregierung haben.

oder handelt es sich hier um einen tatsdchlich souverinen Staat (denn nur von einer vom souverinen Volk
gewihlten Regierung kdnnen ,,richtige* Gesetze verabschiedet werden) im Sinne der ,,Hand der Freiheit*“?
Im ersten Fall muss das Wort ,,Staat" immer durch ,,Verwaltungsgebiet* ersetzt werden um die Tduschung
zu erkennen. Denn: Verwaltungsgebiete bleiben Verwaltungsgebiete, egal als was man sie bezeichnet. Sie
konnen niemals zu Staaten im Sinne der ,,Hand der Freiheit” werden.

Deutlicher wird die iible Tauschung jedoch, wenn der Begriff ,,Staat‘‘ durch
,von den Alliierten eingesetzte Verwaltung' (VDAEV ) ersetzt wird.

Die VDAEYV gibt es zum ersten mal 1919, bekannt als Weimarer Republik bzw. Bundesrepublik
Deutschland.

Die ,,zweite* VDAEYV, die sich allerdings nicht an vertragliche Abmachungen gehalten hat, war die
Einmann-Firma AH bis 1945, die 1934 anordnete:

Die Staatsangehorigkeit in den deutschen Léandern (hier sind die 25 Bundesstaaten gemeint, die von der
Verwaltung in der weimarer Zeit als Lander bezeichnet wurden) féllt fort. Es gibt nur noch eine deutsche
Staatsangehorigkeit (Reichsangehorigkeit).

Die ,dritte” VDAEV, der ,,Staat” BRD, wurde per Befehl 1949 von einem General Eisenhower in’s Leben
gerufen, die ab 1990 nicht mehr so ganz ,.korrekt* verwaltet.





Durch die seit 1918 andauernde Unterwerfung und Besetzung Deutschlands (siehe und hore z. B. Aussagen
von Herrn Gysi usw.) gibt es seit dieser Zeit keine Gesetze mehr sondern nur noch Verordnungen (von der
von den Alliierten eingesetzten Verwaltung ,,Gesetze" genannt), die eine VDAEV ausgegeben hat.

Also: alle ,,Gesetze" samtlicher VDAEV nach 1918 sind nur Verordnungen, die von der VDAEV als
,,Gesetze  bezeichnet werden.

Eine von den Alliierten eingesetzte Verwaltung kann sich zwar als ,,Staat* bezeichnen, ist aber niemals ein
souverdner Staat im Sinne der ,,Hand der Freiheit®.

Dass sich eine Verwaltung als Staat bezeichnet, ist aus juristischer Sicht genauso legal wie wenn per Befehl
ein Elefant als Maus bezeichnet wird.

Juristisch Unbedarfte konnten dies aber als Verarschung auffassen.

Im Naturrecht wird eindeutig gegen die Regel ,,Liige und betriige nicht* verstossen.

Ebenso wird gegen Artikel 56 (5) der Verfassung des Landes Hessen verstossen:

,Der Geschichtsunterricht muf} auf getreue, unverfélschte Darstellung der Vergangenheit

gerichtet sein®.

Wir wissen, dass es fiir die Worte Staat und Gesetz jeweils zwei Bedeutungen gibt und schauen uns die
Worte Staatsbiirgerschaft und Staatsbiirger mit dieser neuen Erkenntnis nochmal an:

Das, was von der von den Alliierten eingesetzten Verwaltung als ,,deutsche Staatsbiirgerschaft*‘bezeichnet
wird, miisste dann korrekt heiflen:

»deutsche von den Alliierten eingesetzte Verwaltung-biirgerschaft* (oder Verwaltungsgebiets-
biirgerschaft)

Das, was von der Verwaltung als ,,deutsche Staatsangehorigkeit® bezeichnet wird, ist dann korrekterweise
die ,,deutsche von den Alliierten eingesetzte Verwaltungs-angehorigkeit‘ (oder deutsche
Verwaltungsgebiets-angehorigkeit).

Staatsangehorigkeit ist nicht gleichzusetzen mit Staatsbiirgerschaft.

Der Staatsbiirger lebt irgendwo in seinem Staat (Der Biirger lebt in seiner Gemeinde), nimmt sozusagen am
Staatsbiirgerleben teil und beteiligt sich an den Kosten, die in einem Staat anfallen.

Der Staatsangehorige kann in der Welt unterwegs sein oder auch in einem anderen Land leben. Als Biirger
steht er seinem Staat dann nicht mehr zur Verfiigung. Erst dann, wenn er wieder in seinen Staat zuriickkehrt.
Allerdings muss er sich in dem Gast-Land (Gast-Staat), indem er lebt, auch an den Kosten seines Gast-
Staates beteiligen

Frage: Welche der beiden ,,deutschen Staatsangehorigkeiten hat ein Antragsteller (Antrag auf
Einbiirgerung) denn nun erworben und warum?

Die ,,verordnung-sliche (grundgesetzliche) deutsche von den Alliierten eingesetzte Verwaltungs-
angehorigkeit* oder die gesetzliche deutsche Staatsangehorigkeit nach dem giiltigen Reichs-und
Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913?

Antwort: Natiirlich nur die ,,deutsche von den Alliierten eingesetzte Verwaltungs-angehorigkeit.

Denn die gesetzliche deutsche Staatsangehorigkeit durch Einbiirgerung zu erwerben, ist aufgrund des
giiltigen Reichs-und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913 unmoglich.

Hierzu der Gesetzestext:

§ 8.

[1] Ein Auslédnder, der sich im Inland niedergelassen hat, kann von dem Bundesstaat, in dessen Gebiete der
Niederlassung erfolgt ist, auf seinen Antrag eingebiirgert werden,....

Mit Bundesstaat ist hier einer der 25 souveridnen Bundesstaaten des Kaiserreiches gemeint.

Diese Bundesstaaten des Kaiserreiches existieren noch als Grund und Boden, jedoch ohne eigene
Verwaltung. Diese gibt es seit ,,Kriegsende* 1918 nicht mehr (Kriegsende in Anfiihrungszeichen, weil der 1.
Weltkrieg immer noch nicht beendet ist und wir bis heute nur einen Waffenstillstand haben).





Dafiir gibt es die von den Alliierten eingesetzte Verwaltung (Nr. 3), deren Arbeit ein Verein (EU)
iibernehmen soll, der so tut, als wire er die legitime Vertretung der europaischen Volker.

Da es keine ,,echte* staatliche Verwaltung aus dieser Zeit mehr gibt

(nur die konnte in den Bundesstaat ,.einbiirgern®),

ist grundsétzlich jegliche Einbiirgerung in diese Bundesstaaten der Kaiserzeit unméglich (Erst nach einem
Friedensvertrag {wenn das deutsche Volk wieder souverin ist} ist eine Einbiirgerung, so wie im RuStAG
vorgesehen, wieder moglich).

Dennoch ist die Aussage auf der Einbiirgerungsurkunde juristisch korrekt:
.. ,,hat mit dem Zeitpunkt der Aushdndigung dieser Urkunde die deutsche Staatsangehorigkeit durch
Einbiirgerung erworben.

Denn hier ist mit deutsche Staatsangehorigkeit die Zugehorigkeit zur Verwaltung gemeint (juristisch legal)
und durch die Definition von ,,Einbiirgerung* des Hessischen Ministeriums des Innern und fiir Sport:
.Einbiirgerung ist die Verleihung der deutschen Staatsangehorigkeit an eine Ausldnderin oder einen
Auslédnder*

ist erklart, was die VDAEYV unter Einbiirgerung versteht.

Wenn Einbiirgerung als Verleihung bezeichnet wird, muss nicht angegeben werden, in was denn eigentlich
eingebiirgert wird und die Leihgabe kann auBerdem jederzeit zuriick gefordert werden.

Also juristisch alles in Ordnung mit der Einbiirgerungsurkunde. Super (getiduscht) gemacht, oder?
Wenn es nicht so super gemacht wire, miisste allerdings folgendes auf der Einbiirgerungsurkunde stehen:

Statt Einbiirgerungsurkunde Verleihungsurkunde.

Statt ... ,, hat mit dem Zeitpunkt der Aushdndigung dieser Urkunde die deutsche Staatsangehorigkeit durch
Einbiirgerung erworben“

...“hat mit dem Zeitpunkt der Aushiindigung dieser Urkunde die ,,deutsche von den Alliierten
eingesetzte Verwaltungs-angehorigkeit durch Verleihung erworben*

Wie ist das eigentlich mit der ,,Verleihung*“? Verliehen fiir wie lang?

Ubrigens:

Die durch die VDAEV vorgenommene Ergénzung des RuStAG als StAG ist nichts anderes als der Versuch,
von einem giiltigen Gesetz aus der Kaiserzeit durch eine Verordnung (die als Gesetz bezeichnet wird)
abzulenken.

Niemals steht eine Verordnung, die eine VDAEYV erstellt hat, (auch wenn sie von der VDAEV Gesetz
genannt wird) iiber einem staatlichen Gesetz aus der Kaiserzeit wie z. B. das Reichs-und
Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913.

Wie lautet der Text im RuStAG von 1913 (giiltiges Gesetz), der die Einbiirgerung regelt, und was steht im
StAG (als Gesetz bezeichnet)?

§ 8, RuStAG 1913:

[1] Ein Auslinder, der sich im Inland niedergelassen hat, kann von dem Bundesstaat, in dessen Gebiete der
Niederlassung erfolgt ist, auf seinen Antrag eingebiirgert werden,....

§ 8, StAG:

(1) Ein Ausléinder, der rechtméfig seinen gewohnlichen Aufenthalt im Inland hat, kann auf seinen Antrag
eingebiirgert werden, wenn er...

Was fehlt im StAG?
Die Angabe, von wem und in was der Auslidnder eingebiirgert werden kann.





Der ,,Staatsbiirger im Sinne der Einbiirgerung heiflit somit korrekterweise:
von den Alliierten eingesetzte Verwaltungs-biirger (oder Verwaltungsgebiets-biirger)

Der ,,Staatsangehorigkeitsausweis* miisste korrekt heiflen:
von den Alliierten eingesetzte Verwaltung-angehorigkeits-ausweis (Verwaltungsgebiets-angehorigkeits-
ausweis).

Frage:
Ist die Einbiirgerungsurkunde dem Staatsangehorigkeitsausweis gleichzusetzen bzw. was ist der Unterschied
in bezug auf die Staatsangehorigkeit der Person?

Um das mit den ,,Personen* zu verstehen, ist leider noch das Studium einer anderen Lektiire erforderlich, bei
der es um die beiden parallelen Welten des Rechts geht, iiber die man uns absichtlich nie informiert hat
(siehe hierzu http://www.chemtrail.de/?p=7277).

Wie an anderer Stelle schon beschrieben, werden mit dem Staatsangehorigkeitsausweis bis zu 3 Personen
erworben.

Mit der Einbiirgerungsurkunde kann die Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher* nur latent erworben werden,
denn der korrekte Nachweis der Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher* ist nur durch den Besitz des
Staatsangehorigkeitsausweises gegeben.

Im Grunde ist die Einbiirgerungsurkunde praktisch der Nachweis fiir den Besitz der deutschen
Staatsangehorigkeit analog zu den Geburts- und Heiratsurkunden bei dem Antrag auf Feststellung der
deutschen Staatsangehorigkeit.

Wenn der Besitz der deutschen Staatsangehorigkeit nachgewiesen ist, kann ein Antrag auf Feststellung der
deutschen Staatsangehorigkeit (besser wire Antrag auf Feststellung und Ausstellung) gestellt werden.

Siehe Vorldufige Anwendungshinweise des Bundesministeriums des

Innern - 17. April 2009 -

1.4 Staatsangehorigkeitsausweis

Ein Staatsangehorigkeitsausweis kann auf Antrag ausgestellt werden, wenn der
Besitz der deutschen Staatsangehorigkeit nachgewiesen ist.

Heif3t mit anderen Worten: Wer keinen Antrag stellt (und den Ausweis nicht bekommt), ist nicht im Besitz
der Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher®.

Auch hier haben wir es wieder mal mit einer Tauschung zu tun, denn mit der Einbiirgerungsurkunde wird
dem Erwerber vorgegaukelt, die Einbiirgerungsurkunde (eine Leihgabe) hitte die gleiche juristische
Bedeutung wie der Staatsangehdorigkeitsausweis.

Alle ,,Eingebiirgerten* meinen sie wiren im Besitz der Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher.
Leider gefehlt, denn ohne das Dokument, welches die Person identifiziert bzw. genau beschreibt (wo steht:
,»1st deutscher Staatsangehoriger®) existiert diese natiirliche Person nicht.

Bleibt die grundsitzliche Frage: Was sollen diese ganzen Tduschungen in bezug auf die Staatsangehorigkeit?

,Die“ machen sowas, weil ein Friedensvertrag mit den im 1. Weltkrieg (es gibt keinen Friedensvertrag, es
herrscht nur Waffenstillstand) beteiligten souverdnen Staaten unter allen Umstidnden verhindert werden soll.
Wenn alle im ,,Personal-Modus‘ ohne Recht auf das Recht eines ,,echten® Staates weiter verwaltet werden,
kann die Ausbeutung und Schlimmeres ungehindert juristisch legal weiter gehen.

All die vielen Schauspieler, die ihr eigenes Volk Jahrzehnte lang bewuBt fiir viel Geld (juristisch legal)
getiduscht [moglicherweise verraten] haben, wiren nach einem Friedensvertrag plotzlich arbeitslos.





Das wird jedoch niemand jemals zugeben. Genauso, wie sie uns niemals ,,Apolide* nennen wiirden.

Das deutsche Volk wire nach einem Friedensvertrag wieder souveridn und die VDAEV sammt UNO giibe es
nicht mehr.

Eine neue Verwaltung, diesmal nach ,,echt* staatlichen Gesetzen aufgrund einer vom souveridnen Volk
geschriebenen Verfassung wiirde entstehen. Die Verfassung konnte z. B. die Verfassung von 1871 sein, die
an die heutige Zeit angepasst wurde.

Alle Lander um uns herum, die ebenfalls noch besetzt sind, hitten die Grundlage zur Wiedererlangung ihrer
Souverinitit erlangt.
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Voraussetzungen zur Erlangung der Person "Blirger"

Das Gesetz bestimmt:

Stellvertretend fiir alle Bundesléander werden anhand der Gesetzeslage in Hessen

Hessische Gemeindeordnung (HGO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Méarz 2005

http://www.wahlrecht.de/gesetze.htm#de-btw

Wenn hier von Deutschen, Biirgern, Einwohnern, Staatsangehérigen usw. die Rede ist, sind immer Personen

gemeint, niemals Manner oder Frauen.

die Voraussetzungen
zur Erlangung der Person Biirger aufgezeigt:

Was ist der Unterschied zwischen Einwohner und Birger?

§ 8 HGO
Einwohner und Blrger
(1) Einwohner ist, wer in der Gemeinde seinen Wohnsitz hat.
(2) Birger der Gemeinde sind die wahlberechtigten Einwohner.

Wer darf wéhlen nach der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) § 30 (1)?

§ 30
Aktives Wahlrecht
(1) Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag
1. Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder
Staatsangehdriger eines der Ubrigen Mitgliedstaaten der Européischen Union mit
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland (Unionsbirger) ist,

Das heiBt:
Wenn also die Rolle "Biirger” in der juristischen Welt (auf der Biihne) gespielt
werden soll, muss das die Person belebende Organ (der Mann oder die Frau
hinter der Maske) im Besitz der Person "Einwohner" und im Besitz der Person
"Deutscher” sein, um die Bedingungen fiir die Person "Blirger" zu erfiillen.
Es gibt aber noch keine Person "Biirger".
Es sind nur die Bedingungen fiir die Erschaffung der Person "Biirger" erfullt.

"Einwohner" der BRD-Verwaltung

Personalausweis
(Max Muster)

Person
Einwohner

nicht wahlberechtigt
nach HGO
(und darf auch nicht
gewahlt werden)

"Verwaltungsperson" nach
HLKO

Die Person "Biirger" ist erst dann kreiert/geboren, wenn auch das zugehorige
Dokument in der Hand existiert. So lange das nicht der Fall ist, gibt es zwar
den Begriff "Biirger", aber juristisch (mangels Biirger-Ausweis) gibt es die
Person "Biirger" leider nicht volistandig,
weil die Person immer aus der Maske (Begriff)
und dem zugehorigen Dokument besteht.
Ohne Dokument (in der Hand der Person) keine spezifische Identitat der
Person méglich.
Somit existiert auch keine Rechtspersonlichkeit mit Namen "Biirger".
Wenn es keine Rechtspersénlichkeit "Birger" gibt,
dann kann diese nicht existente Person auch nicht auf eine
"fur sie geschaffene” Rechtsordnung

Einwohner

Person "Deutscher” nach RuStAG oder
Person "Deutscher”
der BRD-Verwaltung nach StAG

Gelber-Schein-
Deutscher

=

"Burger" der BRD-Verwaltung

Burger

Biirgerausweis

Staats
angehérigkeits (Max Muster)
ausweis
(Max Muster) .
Person Person
Deutscher Birger
gemas GG 116 (1) wahlberechtigter
b Einwohner
erson, nach HGO

die wahlberechtigt ist
geman § 30 (1) HGO
und gewahlt werden darf
geman
§ 32 (1) HGO

Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland

vom 23. Mai 1949.

Artikel116

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich
anderweitiger gesetzlicher** Regelung, wer die deutsche
Staatsangehorigkeit besitzt

z. B. das "Birgerliches Gesetzbuch" zugreifen und Biirgerrechte einfordern.

Ohne Person "Burger"
keine Burgerrechte!

gibt es leider nicht,
also existiert auch keine
Rechtspersonlichkeit
"Burger".
Ohne Ausweis keine
nat. Person "Biirger”

Bei dem Begriff "Staat" gilt es
immer zu fragen:

Handelt es sich hier um eine
willkUrlich (clever) gewéahlte
Bezeichnung, (siehe
Proklamation Nr. 2, Dwight D.
Eisenhower, Sept. 1945)
oder handelt es sich hier um
einen tatsachlich souveranen
Staat?

Im ersteren Fall muss das
Wort "Staat" immer durch
"von den Alliierten
eingesetzte Verwaltung"
ersetzt werden
bzw. durch
"Verwaltungsgebiet"

**Reichs- und
Staatsangehdorigkeitsgesetz
(RuStAG) 1913
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Das Gesetz bestimmt:

Stellvertretend fiir alle Bundeslander werden anhand der Gesetzeslage in Hessen
die Voraussetzungen
zur Erlangung der Person "Biirgermeister"” aufgezeigt:

1. Voraussetzung fiir das Amt des Blrgermeisters nach der Hessischen
Gemeindeordnung (HGO) § 39 (2):
§ 39
Wahl und Amtszeit des Blrgermeisters
(2) Wahlbar zum Birgermeister sind Deutsche im Sinne des
Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes und Unionsblrger, die am Wahltag das
finfundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben.

2. Voraussetzung fir das Amt des Biirgermeisters nach der Hessischen
Gemeindeordnung (HGO) § 30 (1):
§ 30
Aktives Wahlrecht
(1) Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag
1. Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder
Staatsangehdriger eines der Ubrigen Mitgliedstaaten der Europaischen Union mit
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland (Unionsburger)_ist,

Wenn hier von Deutschen, Biirgermeistern, Staatsangehérigen usw. die Rede ist.

Hessische Gemeindeordnung (HGO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Méarz 2005

http://www.wahlrecht.de/gesetze.htm#de-btw

niemals Manner oder Frauen.

, sind immer Personen gemeint,

Das heif3t:

1. Wenn also die Rolle "Biirgermeister" in der juristischen Welt (auf der
Biihne) gespielt werden soll, muss das die Person belebende Organ (der
Mann) im Besitz der Person "Deutscher" sein, um die Rolle "Biirgermeister”
spielen zu durfen.

2. Und die Person "Biirgermeister" muss von der Person
"Deutscher" gewahlt worden sein, um die Rolle "Biirgermeister” spielen zu
diirfen.

Wenn diese gesetzlichen Bedingungen nicht erfillt sind,
gibt es auch keine Person "Biirgermeister”

Gelber-Schein-
Deutscher

Staats-
angehdrigkeitsausweis
(Max Muster)

(Max Muster)

Person Person
Deutscher** Biirgermeister
der BRD-Verwaltung

gemaB GG 116 (1)
Muss von Person "Deutscher"

1. Voraussetzung, um gewahlt worden sein.

Person "Biurgermeister"
werden zu kénnen. 2. Voraussetzung, um Person

Birgermeister werden zu kénnen.

Birgermeister

Arbeitsvertrag/Urkunde

Grundgesetz fur die
Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949.

Artikel 116

(1) Deutscher im Sinne dieses
Grundgesetzes ist
vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher* Regelung, wer
die deutsche
Staatsangehérigkeit besitzt

*Reichs- und
Staatsangehorigkeitsgesetz
(RuStAG) 1913

** egal,
ob Person
"Deutscher" nach RuStAG
oder Person
"Deutscher"
der BRD-Verwaltung nach
StAG

Wer ist denn eigentlich Unionsburger?
Siehe z. B. Datenbank BAYERN-RECHT:

Gesetz Uber die Wahl der Gemeinderate, der Blirgermeister, der Kreistage und der Landrate
(Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz - GLKrWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 7. November 2006
Art. 1
Wabhlrecht
(1) Wahlberechtigt bei Gemeinde- und Landkreiswahlen sind alle Personen, die am Wahltag
1. Unionsbdrger sind,

2. das 18. Lebensjahr vollendet haben,

3. sich seit mindestens zwei Monaten im Wahlkreis mit dem Schwerpunkt ihrer
Lebensbeziehungen aufhalten,

4. nicht nach Art. 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

(2) Unionsbiirger sind alle Deutschen im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sowie
die Staatsangehdrigen der Ubrigen Mitgliedstaaten der Européischen Union.

Wenn also die Rolle "Unionsburger" in der
juristischen Welt (auf der Biihne) gespielt werden
soll, muss das die Person belebende Organ (der
Mann) im Besitz der Person "Deutscher" sein, um

die Rolle "Unionsbirger" spielen zu dirfen.

Wenn diese gesetzliche Bedingung nicht erfillt
ist, gibt es auch keine Person "Unionsburger".

Wenn diese gesetzliche Bedingung erfillt ist,
muss es auch flr diese Person einen Ausweis

geben, sonst Exsistenz der Person
"Unionsburger" nicht méglich.
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Der ,,gelbe Schein* bescheinigt also 3 juristische Personen (3 natiirliche Personen) auf einmal, wenn Vorfahren bis vor 1914 nachgewiesen wurden:

1.Die nat. Person ,,Preule®, 2. die nat. Person ,,Deutscher und 3. die nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher*.

Ohne Vorfahren bis vor 1914 wird allerdings ,,nur* die nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher* bescheinigt. Auf jeden Fall sinnvoll, da somit die Moglichkeit des Zugriffs auf die Rechte
der nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher* im Besatzungsgebiet besteht.

Nach Erwerb der Person ,,Preuie (hier als Beispiel fiir eine der 25 moglichen zu erwerbenden Personen) durch Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehdrigkeit konnte der
Uberblick iiber die somit gleichzeitig erworbenen nat. Personen wie folgt zusammengefasst sein (Nur die nat. Person ,,Mensch* wird anschlieend hergestellt/kreiert):

Unus homo plures personas sustinct (Frauen, besser ,,Weiber* selbstverstindlich auch)

Als Mann Max Muster** im Besitz der natiirlichen Person ,,Preuffe“*** mit Vorname Max und Familienname Muster, gemif} Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) 1913, §§
1, 3 Nr. 1 und 4 (1), mit ihrer Eigenschaft der deutschen "Konigreich Preulen"-Staatsangehorigkeit.

Nachgewiesen durch Geburts- und Heiratsurkunden der Vorfahren (bis vor 1914) und Staatsangehorigkeitsausweis vom xx.yy.zzzz auf dem urkundlich bescheingt wird:

,»...ist deutsche(r) Staatsangehorige(r)*. Der (Bundes)staat, dessen Angehorigkeit bescheinigt wird, ist auf dem Ausweis nicht benannt. Es wird grundsitzlich die Staatsangehorigkeit in
einem der 25 deutschen (Bundes)staaten bescheinigt. Um welchen (Bundes)staat es sich handelt, dessen Angehdrigkeit bescheinigt wird, ist nur im ,,Antrag auf Feststellung der deutschen
Staatsangehorigkeit des Bundesverwaltungsamtes im Punkt 4.3 (BVA) ersichtlich.

##* Staatsangehorigkeit im Bundesstaat Konigreich Preufien des deutschen Kaiserreiches geméB Punkt 4.3 des Antrags auf Feststellung der deutschen Staatsangehdrigkeit vom BVA bzw.
gemil Punkt 4.3 in der Anlage Vorfahren zum Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit vom BVA.

Als Mann Max Muster** im Besitz der natiirlichen Person ,,Deutscher** mit Vorname Max und Familienname Muster gemifl Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) 1913, §§
1, 3 Nr. 1 und 4 (1), mit ihrer Eigenschaft der Staatenbundsangehorigkeit im Staatenbund deutsches Kaiserreich

(der 1871 vollzogene Zusammenschluss der 25 + 1 einzelnen (Bundes)staaten zum Staatenbund [D. R.]) und

mit ihrer Eigenschaft der deutschen Staatsangehorigkeit gemifl Grundgesetz (GG), Artikel 116 (1), in dem es heif3t:

,.Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehérigkeit besitzt ...

Mit ,,anderweitiger gesetzlicher Regelung™ ist hier das RuStAG gemeint.

Nachgewiesen durch Geburts- und Heiratsurkunden der Vorfahren (bis vor 1914) und Staatsangehorigkeitsausweis vom xx.yy.zzzz.

EStA Register-Nr. xxxxxxx**##* Im EStA Register-Auszug steht unter der Rubrik Sachverhalt: Erworben durch: Geburt (Abstammung), § 4 Abs.1 (Ru)StAG.

#wikk Register EStA - Entscheidungen in Staatsangehorigkeitsangelegenheiten - gefithrt vom Bundesverwaltungsamt (BVA) in Kéln.

Als Mann Max Muster** im Besitz der natiirlichen Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher mit Vorname Max und Familienname Muster, mit ihrer Eigenschaft der grundgesetzlichen bzw.
verordnungslichen (Verwaltung nennt ihre Verordnungen ,,Gesetze) deutschen Verwaltungsgebietsangehorigkeit™*** gemifl Grundgesetz (GG), Artikel 116 (1), in dem es heif3t:
,,Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehérigkeit besitzt ...

Das Grundgesetz ist kein Gesetz im Sinne der Hand der Freiheit, sondern ein Konstrukt zur Verwaltung eines besetzten Gebietes, welches aus einem Gesetz (Haager Landkriegsordnung
(HLKO) hervorgegangen ist. Also eine Verordnung mit gesetzlichem Charakter.

Nat. Person ,,(Verwaltungs)-Deutscher* nachgewiesen durch den ,,Staatsangehorigkeitsausweis” vom xx.yy.zzzz, der eigentlich korrekt fiir diese natiirliche Person
"Verwaltungsgebietsangehorigkeitsausweis" heifen miisste (Das ist die nat. Person mit dem verwaltungstechnischen Merkmal ,,deutsch®).

Der Begriff "Staat" ist in diesem Fall durch den Begriff ,,Verwaltungsgebiet* zu ersetzen, bewiesen durch die Proklamation Nr. 2 von General Eisenhower am 19.09.1945, in der
Verwaltungsgebiete von , jetzt ab* per Befehl (juristisch legal) als Staaten bezeichnet werden.

Somit miisste (ohne Tduschung) richtig tibersetzt und verstindlich die Bescheinigung auf diesem Ausweis heilen: ,,ist deutsche(r) Verwaltungsgebietsangehorige(r).

*#4% die Verwaltungsgebietsangehorigkeit ist die "Deutsche Staatsangehorigkeit” gemif Punkt 4.2 des Antrags auf Feststellung der deutschen Staatsangehdérigkeit vom
Bundesverwaltungsamt.

Nat. Person "Deutscher” des deutschen Kaiserreiches (seit 1871) ist der nat. Person "Staatsbiirger" des des Bundesstaates Konigreich Preulen gemél Art. 3 der giiltigen Verfassung vom
16. April 1871 gleichgestellt.

Nat. Person (Verwaltungs)-"Deutscher" ist der nat. Person "Staatsbiirger" (=Verwaltungsgebietsbiirger) gemifl Artikel 75 (2) der Verwalter-Verfassung von Rheinland-Pfalz gleichgestellt
(gilt fiir alle Bundesldnder aufgrund Artikel 33 (1) GG).

(gilt fiir alle Bundesldnder aufgrund Artikel 33 (1) G
Wihlbar zum Gemeindevertreter (Gemeindevertretun,
Entscheidungen.

Nat. Person (Verwaltungs)-"Deutscher"” ist der nat. Pceﬂon "Biirger" gemél Artikel 3 (1) der Verwalter-Verfassung von Brandenburg gleichgestellt

berstes Organ der Gemeinde) gemif § 9 HGO zwecks Uberwachung der gesamten Verwaltung und Treffen der wichtigen

Als Mann Max Muster** im Besitz der nat. Person "Mensch® mit Vorname Max und Familienname Muster gemif Palandts BGB 1956 1. Buch, Personen, Uberblick
mit Nachweis [Ausweis] vom xx.yy.2015. Nach GG berechtigt Jedermannsrechte (als Menschenrechte bezeichnet) in Anspruch zu nehmen.

b B b





ensch-Maske

unsichtbar

Sensationell!!! e

Die erste (jur.) Menschheit (die Papierstiicke:
in Deutschland entdeckt!!!

) der Welt

Als Teil der (jur.) Menschheit (HUMANITY), die laut den 4 Mmslfﬁﬁ;w-eml -
R Y unsichtbar

Georgia Guidestones

unter 500 Millionen gehalten werden sollen.

Symbol fir natlrliche Personen,
(jur.) Menschheit
o und HUMANITY ol g Al
Symbol fir Manner und Frauen

Das "MAINTAIN HUMANITY ( .)) UNDER 500,000,000" kann dank dieser Entdeckung
nun endlich juristisch korrekt beginnen.

"Das unter 500 Millionen halten" der Manner und Frauen ( 1\? ) durch Betrug/Tauschung
(z. B. durch Fukushima, Chemtrails, Fracking, Impfen, Mobilfunk, Gentechnik usw.) m u ss dam it anh 6 ren ! ! !
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Nachweis der Person (Fiktion)

(Jur.)

Mensch [-Ausweis]

gilt fiir alle natiirlichen Personen mit Namen
Max Mustermann,
die im Besitz

des Mannes Max Mustermann sind

gemil

BGB Palandts, 38. Auflage, bearbeitet von
Bassenge, Diederichsen, Heinrichs, Heldrich, Keidel, Putzo, Thomas

1. Abschnitt, Personen, Uberblick
1) ... Natiirliche Personen rixsionen, rechtspersontichkeiten] SiNd die Menschen

Max Mustermann, geb. am xx.yy.zzzz, in Musterhausen
als Person ,,Deutscher*,
gemil RuStAG 1913 (Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz), §§ 1, 3 Nr. 1 und 4 (1),
und somit im Besitz der gesetzlichen deutschen Staatsangehorigkeit gemédl GG (Grundgesetz) Artikel 116 (1).
Nachgewiesen durch Vorfahren (bis vor 1914) mittels Geburts- und Heiratsurkunden und
Staatsangehorigkeitsausweis vom XX.yy.zzzz.

Mit Bestehen der oben genannten natiirlichen Person ,,Deutscher*
ist durch die Gleichsetzung ,,natiirliche Person* =, Mensch* gleichzeitig die Person ,,Mensch* latent vorhanden,
die durch die nachfolgende Unterschrift des Mannes Max Mustermann fiir die Person ,,Deutscher
mit Namen Max Mustermann entsteht.

Unterschrieben am xx.yy.zzzz

Max Mustermann

Max Mustermann

(jur.) Person ,,Mensch*¢

entstanden durch die Unterschrift des Mannes Max Mustermann
fiir die Person ,,Deutscher* mit Namen Max Mustermann

Mit der Inschrift ,,Halte die Menschheit unter 500 Millionen...*“ auf den Georgia Guide Stones sind die
(juristischen) Menschen gleich allen natiirlichen Personen (Fiktionen) gemeint. Die Fiktionen (alle
Ausweise/Scheine bzw. Papierstiicke) diirfen gern unter 500 Millionen gehalten werden.

Minner und Frauen sind nicht gemeint!!!

-Homo est vocabulum naturae; persona juris civilis-

Sagen Sie nie ,,Ich bin ein Mensch oder ich bin Deutscher*!!!

Wenn Sie das sagen, sind Sie mit ,,Menschheit* gemeint und haben sich in dieses Stiick
Papier verwandelt, welches Sie hier sehen und diirfen ,,unter 500 Mio gehalten werden*‘.
Richtig muss es heifien: ,,Ich bin im Besitz der Person ,,Mensch‘ bzw. ,,Deutscher*‘.
Niemals sind wir eine Person. Wir haben bzw. besitzen nur welche.








HH
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Nachweis der Person (Fiktion)

(Jur.)

Mensch [-Ausweis]

gilt fiir alle natiirlichen Personen mit Namen
Maxilie Muster,
die im Besitz

der Frau ™™ ¢ Maxilie Muster sind
Megil
gemil

BGB Palandts, 38. Auflage, bearbeitet von
Bassenge, Diederichsen, Heinrichs, Heldrich, Keidel, Putzo, Thomas

1. Abschnitt, Personen, Uberblick
1) ... Natiirliche Personen rixsionen, rechtspersontichkeiten] SiNd die Menschen

Maxilie Muster, geb. am am xx.yy.zzzz, in Musterhausen
als Person ,,Deutscher*,
gemil RuStAG 1913 (Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz), §§ 1, 3 Nr. 1 und 4 (1),
und somit im Besitz der gesetzlichen deutschen Staatsangehorigkeit gemédll GG (Grundgesetz) Artikel 116 (1).
Nachgewiesen durch Vorfahren (bis vor 1914) mittels Geburts- und Heiratsurkunden und
Staatsangehorigkeitsausweis vom XX.yy.zzzz.

Mit Bestehen der oben genannten natiirlichen Person ,,Deutscher*
ist durch die Gleichsetzung ,,natiirliche Person* =, Mensch* gleichzeitig die Person ,,Mensch* latent vorhanden,
die durch die nachfolgende Unterschrift der Frau Maxilie Muster fiir die Person ,,.Deutscher*
mit Namen Maxilie Muster entsteht.

Unterschrieben am xx.yy.zzzz

MMaxilie MNuster

Maxilie Muster

(jur.) Person ,,Mensch*¢

entstanden durch die Unterschrift der Frau Maxilie Muster
fiir die Person ,,Deutscher* mit Namen Maxilie Muster

Mit der Inschrift ,,Halte die Menschheit unter 500 Millionen...*“ auf den Georgia Guide Stones sind die
(juristischen) Menschen gleich allen natiirlichen Personen (Fiktionen) gemeint. Die Fiktionen (alle
Ausweise/Scheine bzw. Papierstiicke) diirfen gern unter 500 Millionen gehalten werden.

Minner und Frauen sind nicht gemeint!!!

-Homo est vocabulum naturae; persona juris civilis-

Sagen Sie nie ,,Ich bin ein Mensch oder ich bin Deutscher*!!!

Wenn Sie das sagen, sind Sie mit ,,Menschheit* gemeint und haben sich in dieses Stiick
Papier verwandelt, welches Sie hier sehen und diirfen ,,unter 500 Mio gehalten werden*‘.
Richtig muss es heifien: ,,Ich bin im Besitz der Person ,,Mensch‘ bzw. ,,Deutscher*‘.
Niemals sind wir eine Person. Wir haben bzw. besitzen nur welche.
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Symbole fiir juristische Personen D3 Aufsetzen der “unsichibaren

Maske" ist die symbolhafte
' . Handlung dafiir, dass ab jetzt in
v Die 2 Arten der 2
1. 1 .
u
vom Sch6pfer erschaffen M e n S c h h e I t Menschen = natiirliche Personen = Maske mit Dokument

der juristischen Welt agiert wird
(vergleichbar

von Mannern und Frauen (Psychopathen)

zum Zwecke der Tauschung erschaffen.

wie auf der Bilhne im Theater).

" " . i Nur die unsichtbare Maske (Bezeichnung der zu spielenden Rolle) zusammen mit
Wer das Wort "Mensch" benutzt, muss folgendes wissen bzw. beachten: dem sichtbaren Ausweis ist die natiirliche Person.

Das Organ, das die natlirliche Person "belebt" (fiir sie handelt), also der Mann oder
die Frau (hinter der Maske "unsichtbar") gehort nicht zur natiirlichen Person.
1 « Es gibt den Begriff "Mensch" als Uberbergiff fiir M&nner, Frauen und Kinder unabhangig vom Geschlecht. So kennen wir es von Kind auf. Wir héren diesen Begriff jeden Tag in den Medien und haben uns
daran gewdhnt. M&nner und Frauen benutzen ihn standig.
Das ist fur uns der Mann, die Frau oder ein Kind lebendig, beseelt aus Fleisch und Blut und den 5 Sinnesorganen: Haut, Auge, Ohr, Nase und Mund mit der Fahigkeit, gut und bése voneinander zu unterscheiden.

2. Was man uns nicht beigebracht hat, ist die 2. Bedeutung dieses Begriffes.
Das ist der Begriff des "juristischen Menschens", der aus einem bestimmten Grund eingefiihrt wurde.

: Dieser Grund heiBt Tauschung. Der juristische Mensch (nach 2.) besteht also aus
Rechtsgrundsatz: einer unsichtbaren Maske, auf der unsichtbar
Homo vocabulum est naturae; Persona juris civilis. ) I.m BGB Pa_lar_‘dts’ 38. Agflage, pearbeitet von ) ) "Mensch” steht und dem Dokument (das Stick

Bassenge, Diederichsen, Heinrichs, Heldrich, Keidel, Putzo, Thomas heiBt es im 8 g Papier) in der Hand, dem Menschenausweis.
Man (homo) is a term of nature; “person” (persona) of the civil law. 1. Abschnitt, Personen, Uberblick

Das sind die juristischen Menschen, die auf den
Georgia Guidestones mit "HUMANITY" gemeint sind
und die unter 500 Millionen gehalten werden sollen.

1) ... Naturliche Personen sind die Menschen;..
Dieser Rechtsgrundsatz erklart, dass der lebende, aus Fleisch und Blut bestehende Mann

ein Begriff aus der Natur ist (der realen Welt, der Wirklichkeit).

Da sind schon wieder fiir Nichtjuristen 3 Tauschungen eingebaut.
"Person” ist ein Begriff, auf den sich alle Gesetzestexte beziehen, indem von z. B.

"jeder, niemand, keiner, Mensch, Einwohner, Biirger, Staatsbiirger u. Deutscher"
"gesprochen” wird. Achtung! Juristensprache = Fremdsprache !
Die "Person" hat nichts mit der Natur zu tun, sie ist reine Fiktion, H
von Ménnern und Frauen nur fir die juristische Welt erschaffen (erdacht).

Natdrlich - hat in diesem Fall nichts mit der Natur zu tun.

Person - ist nicht der Mann oder die Frau von nebenan, den oder die wir als nette bzw. flirchterliche Person bezeichnen.

Mensch - ist nicht der Mann oder die Frau von nebenan, den oder die wir als netten bzw. flirchterlichen Mensch bezeichnen. -

Da es in der juristischen Welt nur erdachte Figuren gibt (wie auf der Blihne im Theater oder in einem Buch), misste es klar und unmissverstéandlich anstatt:
Naturliche Personen sind die Menschen,
erdachte und erfundene Gedankenkonstrukte mit Namen "natiirliche Personen" sind gleich den ebenso erdachten und erfundenen Gedankenkonstrukten mit Namen "Menschen”
heiBen.
Da wiirde allerdings jeder Normale "Mensch" (nach 1.) fragen, was das eigentlich soll?
Man hat doch schon ein Gedankenkonstrukt mit Namen "natirliche Personen", was soll denn eine 2. Bezeichnung mit dem anderen Namen "Mensch"?
Warum sollte man einem Auto den 2. Namen Pferd geben?
Und was heiBt es dann fiir das Auto, wenn es nun "Pferderechte" bekommt?
Vollkommen Uberflissig, wenn nicht dumm.

Da Juristen héchst intelligente Menschen (nach 1.) sind, kann es sich hier nicht um ein Versehen oder um Dummheit handeln.
Es muss also eine bestimmte Absicht mit der Einflhrung dieser 2. Bezeichnung "Mensch" dahinter stehen.
Ja, soist es auch.

Im BGB von 1900 wird das Wort ,Mensch* erstmals von bestimmten eingeweihten Juristen in die Rechtsordnung eingefiihrt.
Das durfte wohl einer der hinterhéltigsten Tricks aller Zeiten gewesen sein, den selbst die hoch intelligenten nicht eingeweihten Juristen bis heute nicht durchschaut haben.

Was dieser Trick fir Auswirkungen hat, siehe Seite 20 in: Die Bedeutung des uns vorenthaltenen Wissens vom Recht_29052014_
















Dateianlage


Palandt_Auflage 38_.pdf













Linien







Linien











Dateianlage


Palandt_Auflage 38.pdf














Dateianlage

2 mensch_.pdf









Dateianlage
personen max muster_.pdf


Was steht im Merkblatt zur Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit des
Bundesverwaltungsamtes unter Punkt 47

ﬁ | Bundesverwaltungsamt

Merkblatt Feststellung der|deutschen Staatsangehorigkeit

- fr|Personen,|die im Ausland leben -

= . Dem Gesetz (RuStAG) ist es egal, ob der
[Stand : \Jovember 2011 ] Antrag auf Feststellung der deutschen

Staatsangehdrigkeit aus dem Ausland oder
im Inland gestellt wird.

Anlaage V* (Vorfahren) - Was muss ich beachten?

Die Anlage V ist erganzend auszufiillen, wenn Sie die|deutsche Staatsangehdérigkeit| durch

Abstammung (auch Legitimation) oder Adoption von deutschen Eltern (bzw. einem deutschen

Elternteil, Vater und/oder Mutter) erworben haben.

Haben wiederum auch Ihre Eltern (der deutsche Elternteil) die deutsche Staatsangehdrigkeit
durch Abstammung, Legitimation oder Adoption von ihren Eltern (= |hren GroBeltern, GroBva-
ter und/oder GroBmutter) erworben, so ist auch fir lhre GroBelterngeneration die Anlage V

auszufillen.

Gleiches gilt (auch fir die nachsten Generationen) bis zu dem Vorfahren,

» fir den ein Staatsangehdrigkeitsausweis/Heimatschein einer deutschen Behdrde aus-
gestellt wurde,

¢ der vor 1914 in Deutschland geboren wurde oder zuvor als Deutscher ausgewandert
ist

oder

¢ der nicht durch Abstammung/Adoption die deutsche Staatsangehdrigkeit erworben hat

(z. B. durch Einbirgerung).

Der Hinweis ,,der vor 1914 in Deutschland geboren wurde* ist der Beweis dafiir, dass es sich hier um die
Staatsangehorigkeit in einem der 25 deutschen Staaten im Staatenbund [D. R.] (Kaiserreich) handelt und
nicht um die Verwaltungsgebietsangehorigkeit.

Bewiesen durch die Geburtsurkunde des Vorfahrens, der vor 1914 geboren ist.
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Schreibmaschinentext

Dem Gesetz (RuStAG) ist es egal, ob der Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit aus dem Ausland oder im Inland gestellt wird.





Das giiltige Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) vom 22.07.1913 sagt:

(von einer vom souveridnen Volk gewihlten Regierung verabschiedetes Gesetz)

§1

Deutscher ist, wer die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare
Reichsangehorigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.

§3Nr. 1

Die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate wird erworben 1. durch Geburt (§ 4),

§4 (D)

Durch die Geburt erwirbt das eheliche Kind eines Deutschen die Staatsangehorigkeit des

Vaters, das uneheliche Kind eines Deutschen die Staatsangehorigkeit der Mutter.

Das heil3t, dass erst die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (durch Geburt in diesem Bundesstaat)
erworben werden muss, um unmittelbar danach Deutscher zu werden. Alle, die eine
Bundesstaatsangehorigkeit besitzen, sind Deutsche.

,Deutscher ist keine Staatsangehorigkeit!

,Deutscher* ist die Bezeichnung fiir eine juristische Person, genauer gesagt fiir eine natiirliche Person (die
der jur. Person ,,Mensch* gleichgestellt ist).

,Deutscher* ist die Person, die dem Staatenbund [Deutsches Reich] (Kaiserreich) angehort..

Die Staatsangehorigkeit ist die des Bundesstaates, also z. B. die Konigreich Preussen-Staatsangehorigkeit,
oder die Gro%herzogtum Hessen-Staatsangehorigkeit.

Anders ausgedriickt: Die Staatsangehorigkeit im Konigreich Preussen oder die Staatsangehorigkeit im
GroBherzogtum Hessen.

Wie lautet der Text auf den alten Staatsangehorigkeitsausweisen in den Bundesstaaten? ‘
,.-..wird bescheinigt, dass derselbe und zwar durch -Abstammung- die Eigenschaft als ,,Braunschweiger*
besitzt.

Somit ist also die juristische Person, die zur Staatsangehorigkeit gehort, die natiirliche Person
,Braunschweiger”. ' . ‘

Bzw. im Ko6nigreich Preussen die nat. Person ,,Preusse® und im GroBherzogtum Hessen die nat. Person
,,Hesse®.

Nicht wir sind Preusse, wir haben bzw. wir besitzen eine nat. Person mit der Bezeichnung ,,Preusse®.
Nicht wir sind Deutscher, wir haben bzw. wir besitzen eine nat. Person mit der Bezeichnung ,,Deutscher*.

Es gibt keine Deutsche-Staatsangehorigkeit, anders ausgedriickt: Keine Staatsangehorigkeit im
,,Deutsche*.

Es gab 1871 den Zusammenschluss der 25+1 deutschen (Bundes)staaten zum ,,Bundesstaat® [Deutsches
Reich] (Kaiserreich).

Nur Juristen sind in der Lage (konnte das Absicht sein?), an sich verstidndliche Konstellationen durch
Einfiihrung zusitzlicher Begriffe unverstindlich zu machen (z. B. mit dem Begriff ,,Juristische Personen*
: Verwendung des Begriffes als Uberschrift und dann noch als Unterkapitel).

So hier auch, denn wenn sich Bundesstaaten zusammentun, kann das Ergebnis des Zusammentuns nicht
auch Bundesstaat heillen.

Es wire so einfach: Die 25+1 deutschen Staaten haben sich per Vertrag zu einem Staatenbund [Deutsches
Reich] verbunden. Ab jetzt nennt man sie auch Bundesstaaten oder Staaten des Bundes und alle
zusammen nennt man [Deutsches Reich].

Dessen Angehorigkeit (die des Staatenbundes [Deutsches Reich]) ist die unmittelbare Reichsangehorigkeit
gemil § 1 RuStAG (bestimmt durch das neue Gesetz RuStAG vom 22.07.1913):

Deutscher ist, wer die unmittelbare Reichsangehorigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.
Diese macht Sinn, wenn der Sohn eines Deutschen (in einer der damaligen Kolonien geboren), diese
unmittelbare Reichsangehorigkeit bekam, weil er ja nicht in einem der 25 Bundesstaaten geboren wurde.

Da der Staatenbund kein Staat im Sinne der Hand der Freiheit ist (sonst géibe es keine souverdnen
Einzelstaaten in diesem Biindnis), kann es auch keine gleichwertige Staatsangehorigkeit wie bei einem
Einzelstaat geben.

Im ,,Gesetz iiber die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehorigkeit"
des Norddeutschen Bundes vom 01.06.1870 wird die Angehorigkeit zum Staatenbund
,Bundesangehorigkeit* genannt.





Stellen wir gegeniiber:

Staat Staatenbund (Bund)

Konigreich Preussen [Deutsches Reich]

Konigreich Preussen-Staatsangehorigkeit [Deutsche Reichs]-Staatsangehorigkeit
Staatsangehorigkeit im Konigreich Preussen Staatsangehorigkeit im [Deutschen Reich]

(Staatsangehorigkeit im Kaiserreich)

der Person ,,Staatsangehoriger* der Person ,,Staatsangehoriger*

mit Namen Max Muster wird bescheinigt, mit Namen Max Muster wird bescheinigt,
dass sie die Eigenschaft als Preusse besitzt dass sie die Eigenschaft als Deutscher besitzt
Person ,,Preusse‘ mit der Eigenschaft der Person ,,Deutscher* mit der Eigenschaft der
"Konigreich Preussen-Staatsangehorigkeit* [Deutschen Reichs]-Staatsangehorigkeit

Person ,,Deutscher* mit der Eigenschaft der
Staatsangehorigkeit im Kaiserreich

Also gibt es in Wirklichkeit nicht die deutsche Staatsangehorigkeit, sondern nur eine Staatsangehorigkeit
in einem der 25 deutschen (Bundes)staaten des [Deutschen Reiches] (Kaiserreich).

Es gibt die Staatsangehorigkeit im Konigreich Preussen (Person ,,Preusse‘‘)und

die ,,Staatsangehorigkeit* im Staatenbund (die Bundesangehorigkeit) [Deutsches Reich] (Person
,,Deutscher).

Wenn der Begriff ,,Staatsangehorigkeit nur fiir die Staatsangehdrigkeit in einem souverdnen Staat benutzt
werden darf, dann miisste es heillen:

die ,,Staatenbundsangehorigkeit* im [Deutschen Reich] (Person ,,Deutscher®).

Die Personen ,,Deutscher* sind diejenigen, die dem Staatenbund [Deutsches Reich] angehoren.

Die Bescheinigung auf dem Staatsangehorigkeitsausweis:
,»1st deutscher Staatsangehoriger* ist nur deswegen richtig, weil die Staatsangehdrigkeit in einem der 25
(Bundes)staaten im [Deutschen Reich] bestitigt wird.

Der ,,Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit* miisste korrekt heiflen:
,~Antrag auf Feststellung der Staatsangehorigkeit in einem der 25 deutschen (Bundes)staaten des
[Deutschen Reiches]*.

Und auf dem Ausweis:
,»1st deutscher Staatsangehoriger* in einem der 25 deutschen (Bundes)staaten des [Deutschen Reiches].

Dann konnte man allerdings die Urkunde ,,Staatsangehorigkeitsausweis* nicht auch fiir den
Verwaltungsgebietsangehorigkeitsausweis verwenden.
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